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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 6. 


(Nr. 3102.) Verordnung, betreffend die Errichtung von Gewerberaͤthen und verſchiedene Abe 
aͤnderungen der allgemeinen Gewerbeordnung. Vom 9. Februar 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf Grund des Artikels 105. der Verfaſſungsurkunde, nach dem An— 
trage Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


J. Errichtung von Gewerberäthen. 


9 

Fuͤr jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen gewerblichen 
Verkehrs ein Beduͤrfniß zu einem Gewerberathe obwaltet, ſoll ein ſolcher auf 
den Antrag von Gewerbetreibenden, nach Anhörung der gewerblichen und kauf— 
maͤnniſchen Korporationen und der Gemeindevertreter, mit Genehmigung des 
Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten errichtet werden. 

+ 2 

Der Gewerberath hat die allgemeinen Intereſſen des Handwerks- und 
Fabrikbetriebes in feinem Bezirke wahrzunehmen und die zur Förderung deffel- 
ben geeigneten Einrichtungen zu berathen und anzuregen. 

Der Gewerberath iſt auch außer den Faͤllen, in denen ſeine Vernehmung 
beſonders vorgeſchrieben iſt (H. 26. 27. 29. 30. 34. 67. 70.) mit feinen Ans 
ſichten und Vorschlägen in allen Angelegenheiten zu hoͤren, bei denen es ſich 
um Anordnungen handelt, welche in die Verhaͤltniſſe des Handwerks- und Fa= 
brikbetriebes eingreifen. Dies gilt insbeſondere von der Errichtung neuer und 
von der Aufloͤſung oder Vereinigung beſtehender Innungen und Geſellenver— 
bindungen, ſowie von den auf Grund der HF. 168. 169. der Gewerbeordnung 
und der $). 45. 56. 57. 58. der gegenwärtigen Verordnung durch Ortsſtatu— 
ten feſtzuſetzenden Beſtimmungen. N 

Der Gewerberath hat ferner die Befolgung der Vorſchriften uͤber das 
Innungsweſen, über die Meiſter⸗ und Geſellenpruͤfungen, über die Annahme 
und Behandlung der Geſellen, Gehuͤlfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, über 
die feſtgeſtellte Abgrenzung der Arbeitsbefugniſſe und uͤber ſonſtige gewerbliche 
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Verhaͤltniſſe zu uͤberwachen. Derſelbe iſt befugt, ſeine Wahrnehmungen uͤber 
die erwaͤhnten Angelegenheiten zur Kenntniß der Behoͤrden zu bringen, und er 
. auf deren Verlangen Auskunft zu ertheilen und Gutachten zu 
erſtatten. 

Bei den in den SS. 28. 35. 36. 47. 49. bezeichneten Angelegenheiten 
ſteht dem Gewerberathe die Entſcheidung, mit Ausſchluß des Rechtsweges, je— 
doch mit Vorbehalt der Beſchwerde bei der Regierung zu. 


$. 3. 

Die Mitglieder des Gewerberathes ſind zu gleichen Theilen aus dem 
Handwerkerſtande, aus dem Fabrikenſtande und aus dem Handelsſtande ſeines 
Bezirks zu waͤhlen. f 

Nach den erwaͤhnten drei Klaſſen der Mitglieder zerfaͤllt der Gewerbe— 
rath in drei Abtheilungen. 

Soweit jedoch die gewerblichen Verhaͤltniſſe des Orts oder Bezirkes 
eine andere Zuſammenſetzung und Eintheilung des Gewerberathes nothwendig 
machen, bleiben die entſprechenden Anordnungen dem Miniſterium fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorbehalten. ($. 1.) 


H. 4. 
Die Zahl der Mitglieder jeder Abtheilung ſoll eine ungerade ſein und 
auf mindeſtens fünf feſtgeſetzt werden. 


H. 5. 

In der Handwerks- und in der Fabrikabtheilung des Gewerberathes 
follen die Arbeitgeber Gandwerksmeiſter, Fabrikinhaber) und die Arbeitnehmer 
(Geſellen, Gehuͤlfen, Werkfuͤhrer, Fabrikarbeiter) gleiche Vertretung, jedoch mit 
der Maaßgabe erhalten, daß das zur Erlangung der ungeraden Mitgliederzahl 
in jeder Abtheilung erforderliche Mitglied aus den Arbeitgebern zu waͤhlen iſt. 


1 

Für jedes Mitglied wird aus der Klaſſe, welcher daſſelbe angehört, ein 
Stellvertreter gewaͤhlt, welcher, wenn das Mitglied vor dem Ablaufe ſeiner 
Amtszeit ausſcheidet oder zeitweiſe an der Ausuͤbung des Amtes verhindert wird, 
fuͤr die noch uͤbrige Dauer der Amtszeit oder fuͤr die Dauer der Verhinderung 
eintritt. Iſt ein Stellvertreter an der Ausuüͤbun, des Amtes verhindert, fo wird 
einer der uͤbrigen Stellvertreter, zunaͤchſt aus derſelben Klaſſe, vom Vorſitzen⸗ 
den der Abtheilung ($. 19.) einberufen. 


0 
Berechtigt zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellver— 
treter ſind alle zum Handwerks- und Fabrikſtande gehoͤrende Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer und alle ſelbſtſtaͤndige Handeltreibende, welche das vierundzwan— 
zigſte Lebensjahr zurückgelegt haben und ſeit mindeſtens ſechs Monaten im Be⸗ 
irke des Gewerberathes wohnen oder in Arbeit ſtehen, mit Ausnahme der— 


jenigen: 
1) welche 


= MW 


1) welche ſich nicht im Vollgenuſſe der bürgerlichen Rechte befinden, 

2) welche in Konkurs ſich befinden, oder ſich fuͤr zahlungsunfaͤhig erklaͤrt 
haben, 

3) welche durch einen Beſchluß der kaufmaͤnniſchen Korporation oder der 
Handelskammer von deren Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen ſind, 

4) welche die kaufmaͤnniſchen Rechte durch ein rechtskraͤftiges Erkenntniß 
verloren haben, f 

3) welche wegen Ablohnung der Fabrikarbeiter durch Waaren ($$. 50. bis 
52.) beſtraft worden ſind. 


$. 8. 
Waͤhlbar ſind alle Wahlberechtigte, welche das dreißigſte Lebensjahr zu⸗ 
ruͤckgelegt haben und ihr Gewerbe ſeit fuͤnf Jahren betreiben. 
Perſonen, welche im zweiten Grade mit einander verwandt oder ver— 
ſchwaͤgert, oder welche Geſellſchafter deſſelben Handels-, Fabrik- oder Hand— 


werksgeſchaͤftes ſind, koͤnnen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Gewerbe— 
rathes ſein. 


$: 9, 


Die Mitglieder jeder Abtheilung des Gewerberathes werden auf vier 
Jahre von derjenigen Klaſſe gewählt, welcher fie angehoͤren. 

Fuͤr die Handwerks- und fuͤr die Fabrikabtheilung erfolgt die Wahl der 
sen in beſonderen Wahlverfammlungen der Arbeitgeber und der Arbeit 
nehmer. 

Glauben die wahlberechtigten Arbeitnehmer in ihrer Klaſſe nicht die aus— 
reichende Zahl befaͤhigter Mitglieder, welche die geſetzlichen Bedingungen der 


Waͤhlbarkeit erfuͤllen, zu finden, fo find fie befugt, ihre Vertreter aus den Ar— 
beitgebern zu waͤhlen. 


H. 10. 


Zur Leitung der Wahlen ernennt die Regierung einen Kommiſſarius, oder, 
wenn die Bildung mehrerer Wahlbezirke erforderlich iſt, mehrere Kommiſſarien. 
Jeder Kommiſſarius beruft durch eine, vierzehn Tage vor dem anbe— 


raumten Wahltermine zu erlaſſende Bekanntmachung die Wahlberechtigten zur 
Wahloerſammlung. 


g. 11. 


In jeder Gemeinde des Wahlbezirks hat die Kommunalbehoͤrde ein Ver— 
zeichniß der am Orte wohnenden Wahlberechtigten aufzuſtellen und mit Be— 
8 der Ab- und Zugänge fortzufuͤhren. Daſſelbe iſt, wenn eine 
Wahl abgehalten werden ſoll, ſofort nach erfolgter Bekanntmachung des Wahl— 
termins acht Tage lang zur Einſicht der Gewerbetreibenden auszulegen. Mäh- 
rend dieſer Friſt können die im Verzeichniſſe uͤbergangenen Wahlberechtigten auf 
nachträgliche Einſchreibung ihrer Namen antragen. Ueber die Zuläffigfeit eines 
ſolchen Antrags entſcheidet die Kommunalbehoͤrde mit Vorbehalt des Rekurſes 
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an die Regierung. Durch die Einlegung des Rekurſes wird die Feſtſtellung 
des Verzeichniſſes, welches nach Ablauf der erwaͤhnten achttaͤgigen Friſt zu 
ſchließen und dem Kommiſſarius zuzuſtellen iſt, nicht aufgehalten. 


$. 12. 

Nur die in den Verzeichniſſen der Kommunalbehoͤrden eingeſchriebenen 
Wahlberechtigten werden bei den Wahlverſammlungen zugelaſſen. Abweſende 
koͤnnen von ihrem Stimmrechte keinen Gebrauch machen. 

Nach Eroͤffnung der Wahlverſammlung ernennt der Kommiſſarius zwei 
Stimmenſammler und einen Schriflfuͤhrer. Die Wahl erfolgt durch Stimm— 
zettel nach abſoluter Stimmenmehrheit. Wird bei einer Abſtümmung keine ab— 
ſolute Stimmenmehrheit erlangt, ſo ſind diejenigen beiden Kandidaten, welche 
die meiſten Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl zu bringen. Im Fall 
der Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Das Wahlprotokoll iſt von dem Kommiſſarius, den Stimmenſammlern 
und dem Schriftfuͤhrer zu unterzeichnen und der Regierung einzureichen, welche 
die Wahlen, wenn dabei vorſchriftsmaͤßig verfahren, und den Bedingungen der 
Waͤhlbarkeit ($. 8.) genügt iſt, beſtaͤtigt. Für diejenigen Wahlen, welchen die 
Beſtaͤligung verſagt wird, iſt eine neue Wahlverſamulung anzuberaumen. 

Ueber Beſchwerden gegen die Anordnungen der Regierung entſcheidet das 
Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


F. 13. 


Die bei der Einſetzung des Gewerberathes ernannten Mitglieder und 
Stellvertreter werden, durch einen Kommiſſarius der Regierung, durch Hand— 
ſchlag verpflichtet und eingefuͤhrt. 

Von den Mitgliedern ſcheiden am Ende des zweiten Jahres aus: 

a) aus der Handwerks- und aus der Fabrif-Abtheilung des Gewerberathes 
die Haͤlfte der aus der Klaſſe der Arbeitnehmer gewaͤhlten Mitglieder 
und eben ſo viele Mitglieder aus der Klaſſe der Arbeitgeber; 

b) u der Abtheilung der Handeltreibenden die kleinere Hälfte der Mit— 
glieder. 

Unter den zu derſelben Klaſſe gehoͤrenden Mitgliedern werden diejenigen, 
welche zuerſt ausſcheiden, durch das Loos beſtimmt. 

Mit jedem austretenden Mitgliede ſcheidet zugleich deſſen Stellvertre— 
ter aus. 


F. 14. 


Vor dem Ausſcheiden der im H. 13. bezeichneten Mitglieder und Stell: 
vertreter und ſpaͤter alle zwei Jahre vor dem Ausſcheiden derjenigen, deren vier— 
jaͤhrige Wahlzeit ablaͤuft, ſind die zur Wiederbeſetzung ihrer Stellen erforder— 
lichen Wahlen, bei welchen die Aus cheidenden wieder gewählt werden koͤnnen, 
abzuhalten und zu pruͤfen. Nach erfolgter Beſtaͤtigung dieſer Wahlen werden 
die 1 durch den Vorſitzenden des Gewerberathes verpflichtet und ein— 
gefuͤhrt. 

§. 15. 


u A pe 


H. 15. 


Die Mitglieder des Gewerberathes verwalten ihr Amt unentgeltlich. 

Ihre Suspenſion vom Amte und die Entfernung aus demſelben erfolgt 
in denjenigen Fällen, in welchen ſolche bei Kommunalbeamten Statt findet, nach 
5 7 fuͤr die Suspenſion und Amtsentſetzung der Letzteren vorgeſchriebenen Ver: 
fahren. 

Außerdem tritt die Suspenfion und Amtsentſetzung ein, wenn ein Mit: 
glied des Gewerberathes oder ein Stellvertreter aus einem der im $. 7. er⸗ 
wähnten Gründe die Befähigung zur Theilnahme an der Wahl der Mitglie— 
der verliert. In den ebengedachten Faͤllen iſt der Vorſitzende des Gewerberathes 
befugt, dem Betheiligten die Ausuͤbung des Amtes vorlaͤufig zu unterſagen, 
er muß aber hieruͤber ſofort an die Regierung Bericht erſtatten, welche die 
Suspenſion zu beſtaͤtigen oder aufzuheben hat. 


H. 16. 


Die Berathung der zum Geſchaͤftskreiſe des Gewerberathes gehörenden 
Angelegenheiten erfolgt, wenn ſolche die Intereſſen der verſchiedenen Abtheilun— 
gen beruͤhren, in gemeinſchaftlichen Sitzungen aller oder der betheiligten Ab— 
theilungen. 

In andern Faͤllen ſind die Geſchaͤfte der einzelnen Abtheilungen in ge— 
trennten Sitzungen zu erledigen. 


$. 17. 


Zur Gültigkeit der Beſchluͤſſe des Gewerberathes iſt die Anweſenheit 
von wenigfiens drei Mitgliedern erforderlich. Treten mehrere Abtheilungen zu 
gemeinſchaftlichen Sitzungen zuſammen, ſo iſt die Anweſenheit von mindeſtens 
drei Mitgliedern jeder Abtheilung erforderlich. 

Die Beſchluͤſſe werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle 
der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. ö 


$. 18. 


Die Ordnung der Sitzungen und der Geſchaͤftsfuͤhrung bei dem Ge— 
werberathe und bei deſſen Abtheilungen wird durch ein Regulativ beſtimmt, 
welches von dem Gewerberathe zu entwerfen und der Regierung zur Befldti- 
gung vorzulegen iſt. 


§. 19. 
Die Mitglieder jeder Abtheilung waͤhlen aus ihrer Mitte, nach abſolu⸗ 


ter Stimmenmehrheit, einen Vorſitzenden und, fuͤr deſſen Geſchaͤftsfuͤhrung in 
Verhinderungsfaͤllen, einen Stellvertreter auf zwei Jahre. In gleicher Art 
wählen ſaͤmmtliche Mitglieder des Gewerberathes aus ihrer Mitte den Vor: 
ſitzenden des Gewerberathes und einen Stellvertreter fuͤr deſſen Geſchaͤftsfuͤh— 
rung in Verhinderungsfaͤllen. Die Namen der Gewählten find der Regierung 
anzuzeigen. Bei der Erneuerung dieſer Wahlen, welche von zwei zu zwei 
Jahren nach der jedesmaligen Ergaͤnzung des Gewerberathes erfolgt, ſind die 
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a 


früher Gewaͤhlten, ſofern fie noch zu den Mitgliedern des Gewerberathes ge- 
hoͤren, wieder waͤhlbar. 


F. 20. 


Der Gewerberath waͤhlt nach abſoluter Stimmenmehrheit einen Schrift— 
fuͤhrer und einen Boten, welche vom Vorſitzenden verpflichtet werden. Die 
ihnen zu gewaͤhrenden Beſoldungen ſind vom Gewerberathe vorzuſchlagen und 
von der Regierung feſtzuſetzen. 


F. 21. 


Die Beſchaffung und Unterhaltung der fuͤr den Gewerberath noͤthigen 
Geſchaͤftsraͤume liegt den Gemeinden ob, fuͤr deren Bezirk der Gewerberath 
errichtet wird; dieſe haben auch die Koſten der erſten Einrichtung zu beſtreiten. 
Wo Staatsgebaͤude entbehrliche und fuͤr den Gewerberath geeignete Raͤumlich— 
keiten darbieten, werden dieſe dem Gewerberathe uͤberwieſen werden. Die Ko— 
ſten fuͤr die laufende Geſchaͤftsfuͤhrung, mit Einſchluß der Beſoldungen des 
Schriftfuͤhrers und des Boten, werden durch Beitraͤge der Gewerbetreibenden 
des Bezirks gedeckt. Die erforderlichen Beitraͤge ſind vom Gewerberathe, mit 
Genehmigung der Regierung, nach den von dieſer feſtgeſtellten Vertheilungs⸗ 
Grundſaͤtzen auszuſchreiben. Ihre Einziehung erfolgt noͤthigenfalls durch Exe— 
kution im Verwaltungswege. 


§. 22. 


In denjenigen Orten, fuͤr welche ein Gewerberath nicht beſteht, ſind die 
demſelben zugewieſenen Angelegenheiten von der Kommunalbehoͤrde zu erledigen. 


II. Handwerksmäßiger Gewerbebetrieb. 


1 322 9:4 K e ett, H. 23. en. 


Ze ee ebe, Den nachſtehend benannten Handwerkern iſt fortan der Beginn des 
* gaze e ſelbſtſtaͤndigen Gewerbebetriebes nur dann geſtattet, wenn fie entweder in eine 
ee be eee , Innung, nach vorgaͤngigem Nachweiſe der Befähigung zum Betriebe ihres Ge⸗ 
bee be, 0 Fan werbes aufgenommen find, oder dieſe Befaͤhigung vor einer Pruͤfungskom⸗ 
e guy u miſſion ihres Handwerks beſonders machgewiefen haben. Dieſe Hand» 
ae e ane werker find: 
BE. un . Müller, Bäcker, Pfefferkuͤchler und Konditoren, Fleiſcher, Gerber aller 
| FF Art, Lederbereiter, Korduaner, Pergamenter, Schuh- und Pantoffel- 
eben, een were i, me, macher, Handſchuhmacher und Beutler, Kuͤrſchner, Sattler mit Ein⸗ 
ee, e ſchluß der Riemer und Taͤſchner, Tapezierer, Buchbinder, Seiler und 
2 Reifſchlaͤger, Buͤrſtenbinder, Perruͤckenmacher, Hutmacher, Tuchmacher 
mund Tuchbereiter, Weber und Wirker jeder Art, Poſamentierer und 
Knopfmacher, Schneider, Tiſchler und Stuhlmacher, Rade- und Stell— 
„ macher, Groß: und Kleinboͤttcher, Drechsler aller Art, Kammacher, 
5. CKVorbflechter, Töpfer, Glaſer, Grob- und Kleinſchmiede jeder Art, 
Meſſerſchmiede, Nagelſchmiede, Kupferſchmiede, Buͤchſenmacher, Spo⸗ 
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rer, Schloſſer, Feilenhauer, Nadler und Siebmacher, Klempner, 
Schwertfeger, Guͤrtler, Gelb- und Rothgießer, Glockengießer, Zinn: 
gießer, Gold- und Silberarbeiter, Gold- und Silberſchlaͤger, Uhr: 
macher, Vergolder, Maler und Lackirer, Faͤrber, Seifenſieder. 


§. 24. 

Maurer, Steinhauer, Schiefer- und Ziegeldecker, Haus- und Schiffs⸗ 
zimmerleute, Muͤhlen- und Brunnenbaumeiſter, und Schornſteinfeger haben ſich 
uͤber die Befaͤhigung zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe ihres Handwerks durch das 
im F. 45. der Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. vorge 
ſchriebene Zeugniß der Regierung auszuweiſen. Im Uebrigen find für ihre 
gewerblichen Verhaͤltniſſe die Beſtimmungen der gegenwärtigen Verordnung 
maaßgebend. 

§. 25. 

Baumeiſter find nicht befugt, bei der Leitung von Bauunternehmungen 
die Arbeiten derjenigen Handwerke, fuͤr welche ſie das Befaͤhigungszeugniß der 
Regierung nicht beſitzen, oder den im H. 23. vorgeſchriebenen Nachweis der 
Befähigung nicht geführt haben, ohne Zuziehung geprüfter Meiſter ausfuͤh— 
ren zu laſſen. 


$. 26. 


So weit in einzelnen Orten oder Bezirken für die im F. 23. genannten 
Handwerke andere Benennungen uͤblich ſind, oder beſtimmte Arbeiten dieſer 
Gewerbe die ausſchließliche Beſchaͤftigung beſonderer Klaſſen von Handwerkern 
bilden, kann die Regierung, nach Anhörung des Gewerberathes, den Nachweis 
der Befaͤhigung fuͤr dieſelben beſonders anordnen. 

Das Miniſterium für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten iſt er= 
maͤchtigt, dieſen Nachweis nach Maaßgabe der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe und nach 
gung des Gewerberathes auch fir andere, als die im $. 23. genann— 
ten Gewerbe vorzuſchreiben, oder für einzelne dieſer Gewerbe zu erlaſſen. 


8. N., 

Dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ſteht 
die Befugniß zu, Perſonen, deren Befähigung zu dem beabſichtigten Gewerbe— 
betriebe anderweit feſtſteht, in beſonderen Ausnahmefaͤllen, nach Vernehmung 
des Gewerberathes, von der im H. 23. vorgeſchriebenen oder nach $. 26. an⸗ 
geordneten Pruͤfung fuͤr die Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Gewerbebetriebe 
zu entbinden. 


H. 28. 


Darüber, welche Arbeiten zu den unter den einzelnen Handwerken (Fh. 
23. 24. 26.) begriffenen Verrichtungen gehoͤren, hat der Gewerberath mit 
Beruͤckſichtigung der uͤber ihre Abgrenzung von der Regierung oder von 
dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten getroffe— 
(Ne. 3102.) nen 
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nen Anordnungen nach den Verhaͤltniſſen des örtlichen Gewerbebetriebes zu 
entſcheiden. 


H. 29. 


Die gleichzeitige Ausuͤbung mehrerer Handwerke durch dieſelbe Perſon 
kann, wenn dadurch erhebliche Nachtheile entſtehen, nach Anhoͤrung der bethei— 
ligten Innungen und des Gewerberathes, durch Ortsſtatuten ($. 168. der Ge⸗ 
werbeordnung), den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen entſprechend, beſchraͤnkt werden. 


$. 30. | 


Die Beſtimmungen des H. 23. finden auf den Betrieb von Fabrikan⸗ 
ſtalten, ſowie auf die Anfertigung von Fabrikaten, deren Erzeugung zu den 
Nebenbeſchaͤftigungen der Landleute der Gegend gehört, oder durch Tageloͤhner⸗ 
arbeit bewirkt wird, keine Anwendung. Die durch örtliche Verhaͤltniſſe be— 
dingten näheren Feſtſetzungen hierüber bleiben der Regierung, nach Anhoͤrung 
des Gewerberathes und der Kommunalbehoͤrde, vorbehalten. 


H. 31. 


Den Fabrikinhabern iſt die Beſchaͤftigung von Handwerksgeſellen nur 
ſoweit fie derſelben zur unmittelbaren Erzeugung und Fertigmachung ihrer Fa— 
brifate, ſowie zur Anfertigung und Inſtandhaltung ihrer Werkzeuge und Ge: 

raͤthe bedürfen, geſtattet. 


$. 32. 


Fabrikinhaber, welche ein den Beſtimmungen der $$. 23, und 26. dieſer 
Verordnung unterliegendes Gewerbe betreiben, ohne die Befaͤhigung zum hand⸗ 
werksmaͤßigen Betriebe deſſelben nachgewieſen zu haben (H. 30.), dürfen außer⸗ 
halb ihrer Fabrikſtaͤtten keine Geſellen oder Gehuͤlfen beſchaͤftigen. 


$. 33. 


Inhaber von Magazinen zum Detailverkauf von Handwerkerwaaren duͤr— 
fen ſich mit deren ane nicht befaſſen, wenn ſie nicht die zum Betriebe 
des betreffenden Handwerks erforderliche Meiſterpruͤfung beſtanden haben. 

Ausgenommen hiervon ſind diejenigen, welche in Betreff der gewerbs— 
maͤßigen Anfertigung ſolcher Waaren, vor Verkuͤndigung der gegenwaͤrtigen 
8 die vorſchriftsmaͤßige Anzeige bei der Kommunalbehoͤrde gemacht 

aben. 


H. 34. 


Wo das Halten von Magazinen zum Detailverkauf von Handwerker— 
waaren erhebliche Nachtheile fuͤr die gewerblichen Verhaͤltniſſe des Ortes zur 
Folge hat, kann durch Ortsſtatuten für gewiſſe Gattungen von Handwerker— 
waaren feſtgeſetzt werden, daß die Anlegung ſolcher Magazine denjenigen, welche 
nicht zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe der betreffenden Handwerke befugt ſind, nur 
mit Genehmigung der Kommunalbehoͤrde geſtattet ſei, welche dann nur nach 

vor⸗ 
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vorgaͤngiger Vernehmung der betheiligten Innungen und des Gewerberathes 
zu ertheilen iſt. 


III. Prüfungen der Handwerker. 


H. 35 * 


Die Zulaſſung zu den nach H. 23. 24. 26. abzulegenden Meiſterpruͤ⸗ 
fungen iſt fortan von folgenden Bedingungen abhaͤngig: 

1) Der zu Pruͤfende muß das vierundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt 
haben; aus beſondern Gründen kann jedoch der Gewerberath die Pruͤ— 
fung eines Geſellen ſchon nach vollendetem einundzwanzigſten Lebens— 
jahre geſtatten. a 

2) Der zu Pruͤfende muß fein Gewerbe als Lehrling ($. 44.) bei einem 
ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden erlernt, und die Geſellenpruͤfung ($. 36.) 
beſtanden 41 82 f 

3) Seit der Entlaſſung aus dem Lehrlingsverhaͤltniſſe muß ein Zeitraum 
von mindeſtens drei Jahren verlaufen ſein; ausnahmsweiſe kann jedoch 
der Gewerberath die Prüfung ſchon nach Ablauf eines Jahres geſtat— 
ten, wenn der Geſelle durch den Beſuch einer gewerblichen Lehranſtalt 
oder ſonſt Gelegenheit gefunden hat, die zu dem beabſichtigten Gewerbe— 
betriebe erforderlichen Kenntniſſe und Fertigkeiten zu erwerben. 

Wer den Erforderniſſen zu 2. und 3. bei einer fruͤheren Pruͤfung 
genügt hat, kann die Prüfung für den Betrieb eines andern Gewerbes ohne 
vorgaͤngigen Nachweis einer fuͤr dies zweite Gewerbe beſtandenen Lehrlings— 
und Geſellenzeit ablegen. 

Fuͤr Personen, welche bei Verkuͤndigung der gegenwaͤrtigen Verordnun 
als Geſellen oder Gehuͤlfen beſchaͤftigt ſind, gentigt der Nachweis einer drei— 
jährigen Beſchaͤftigung in dem betreffenden Gewerbe. 


H. 36. 


Die Pruͤfung eines Lehrlings uͤber die einem Geſellen noͤthigen Kennt— 
niſſe und Fertigkeiten iſt vor dem Ablaufe eines dreijaͤhrigen Zeitraums nach 
der Aufnahme in die Lehre nicht zulaͤſſig. 

Ausnahmsweiſe kann dieſelbe, mit Zuſtimmung des Lehrherrn, von dem 
Gewerberathe ſchon nach Ablauf einer einjaͤhrigen Lehrlingszeit geſtattet wer: 
den, wenn der Lehrling das zwanzigſte Lebensjahr zuruͤckgelegt, oder durch den 
Beſuch einer Gewerbeſchule oder ſonſt Gelegenheit gefunden hat, die einem Ge—⸗ 
ſellen „ Kenntniſſe und Fertigkeiten in kuͤrzerer als dreijaͤhriger Friſt zu 
erwerben. 


H. 37. 


Die Meiſter- und Geſellenpruͤfungen ($$. 35. 36.) werden bei ge In⸗ 
nung durch eine Kommiſſion bewirkt, welche aus einem Mitgliede der Kom— 
munalbehoͤrde als Vorſitzendem, aus zwei von der Innung gewaͤhlten Meiſtern 
und aus zwei von den Geſellen des Handwerks gewähſten Geſellen beſteht. 

Jahrgang 1849. (Nr. 3102.) 14 Jaͤhr⸗ 
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Jaͤhrlich ſcheidet aus dieſer Kommiſſion ein Meiſter und ein Geſelle aus, welche 
jedoch wieder waͤhlbar ſind. 


H. 38. 


Wer von der Pruͤfungskommiſſion einer Innung als unbefaͤhigt zuruͤck⸗ 
gewieſen iſt, kann hiergegen den Rekurs an die Kreis-Pruͤfungskommiſſion 
deſſelben Handwerks einlegen. Dieſer Rekurs muß binnen vierzehn Tagen nach 
dem Tage der Zuſtellung des zuruͤckweiſenden Beſcheides bei der Kommiſſion, 
welche ſolchen erlaſſen hat, angemeldet werden. 


§. 39. a 


Für jedes Handwerk ($. 23.) find von der Regierung in den einzelnen 
Kreiſen nach Maaßgabe der örtlichen und gewerblichen Verhaͤltniſſe eine oder 
mehrere Kreis-Pruͤfungskommiſſionen einzuſetzen. Jede derſelben wird unter 
dem Vorſitze eines von der Regierung ernannten Kommiſſarius aus zwei Mei⸗ 
ſtern und aus zwei Geſellen gebildet. Zu dieſem Behufe waͤhlen alljaͤhrlich in 
jeder Stadt des Pruͤfungsbezirkes die Innung oder, wo eine Innung nicht 
beſteht, die Meiſter des Handwerks zwei bis vier Meiſter, desgleichen die Ge- 
ſellen des Handwerks zwei bis vier Geſellen, unter welchen der Vorſitzende in 
jedem einzelnen Falle die bei der Pruͤfung zuzuziehenden Mitglieder der Kom— 
miſſion auswaͤhlt. 


$. 40. 


Gewerbetreibende, welche einer Innung nicht beitreten wollen, koͤnnen 
die Pruͤfung bei der Kreis-Pruͤfungskommiſſion ablegen. Desgleichen koͤnnen 
die nicht bei einer Innung aufgenommenen Lehrlinge die Geſellenpruͤfung bei 
der Kreis-Pruͤfungskommiſſion beſtehen. Gegen die Entſcheidung der Kreis— 
Pruͤfungskommiſſion iſt der Rekurs an eine benachbarte Kreis-Pruͤfungskom— 
miſſion zulaͤſſig, deren Wahl dem Rekurrenten freiſteht. Der Rekurs iſt binnen 
vierzehn Tagen bei der Kommiſſion, vor welcher die Pruͤfung Statt gefunden 
hat, anzumelden. 


$. 41. 


Wer den Rekurs (HF. 38. 40.) nicht rechtzeitig angemeldet hat, darf erſt 
nach ſechs Monaten zur Ablegung einer neuen Pruͤfung zugelaſſen werden. 

Sowohl bei der Erledigung des Rekurſes wie bei der ſpaͤteren Wieder— 

holung der Pruͤfung iſt, wenn der Gepruͤfte nur in einem Theile der Pruͤfung 
nicht beſtanden hat, die neue Pruͤfung auf dieſen Theil zu beſchraͤnken. 
$. 42. 

Der zu Pruͤfende muß darthun, daß er im Stande ſei, die gewoͤhnlichen 
Arbeiten ſeines Gewerbes ſelbſtſtaͤndig, oder, ſofern es ſich um die Pruͤfung 
eines Lehrlings handelt, als Geſelle auszuführen. 

Die naheren Beſtimmungen ‚über die Pruͤfungs-Aufgaben und uͤber die 
9055 der Pruͤfungs⸗ und Entlaſſungszeugniſſe bleiben dem Miniſterium fuͤr 
Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten vorbehalten. Pan 
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$. 43. 

Die Pruͤfungszeugniſſe der in den HH. 37. 39. erwähnten Pruͤfungskom⸗ 
miſſionen gelten uͤberall als genuͤgender Nachweis der gewerblichen Befaͤhigung 
ſowohl fuͤr die Aufnahme in eine Innung, wie fuͤr die Befugniß zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Betriebe des Handwerks. Daſſelbe gilt hinſichtlich der im H. 45. der 
Gewerbeordnung erforderten Befaͤhigungszeugniſſe der Regierung. 

Eine Wiederholung der beftandenen Prüfung kann auch, wenn der Ge— 
pruͤfte ſeinen Wohnort veraͤndert, nicht verlangt werden. 


IV. Verhältniſſe der Lehrlinge, Geſellen, Gehülfen und e, e. e- en, 


Fabrikarbeiter. rang A 

Has an zufall m zusghen ng Neal 

H. 44. Ba un een, 
Als Lehrling iſt jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn . eee 

Erlernung eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterſchied, ob die Erlernung e eee e, 


gegen Lehrgeld oder unentgeltliche Huͤlfsleiſtung Statt findet, oder ob für Diese Cobain Ju 
Arbeit Lohn gezahlt wird. 


Sar L nl a Ae ent 

$. 45. 2 

Durch Ortsſtatuten kann feſtgeſetzt werden, daß die Aufnahme und Ent⸗ 
laſſung aller Lehrlinge, fuͤr deren Gewerbe am Orte eine Innung beſteht, oder 
errichtet wird, vor dieſer Innung erfolgen ſolle; ingleichem kann dadurch eine 
zweckentſprechende Mitwirkung der Innung bei der Aufſicht uͤber die Ausbil- 
dung und uͤber das Betragen derjenigen Lehrlinge, deren Lehrherren nicht zur 
Innung gehoͤren, angeordnet werden. 


H. 46. 

Vor der Feſtſtellung der in Ortsſtatuten aufzunehmenden Anordnungen 
über Verhältniffe der Geſellen und Gehuͤlfen find Vertreter derſelben (Altge⸗ 
ſellen) mit ihren Bemerkungen zu hoͤren. 

Innungsangelegenheiten, welche die Intereſſen der Geſellen und Gehuͤlfen 
berühren, muͤſſen zuvoͤrderſt durch den Vorſtand der Innung gemeinſchaftlich 
mit Vertretern der Geſellen zum Zwecke der Vermittelung berathen werden. 


6 F. 47. 
Handwerksmeiſter ($$. 23. 24. 26.) dürfen ſich ine ihre Hand. 
beiten ihres Gewerbes nur der Geſellen, Gehuͤlfen und Lehrlinge ihres Hand- 
werks bedienen, ſoweit nicht von dem Gewerberathe eine Ausnahme geſtat⸗ 


tet wird. 
Die Beſchaͤftigung weiblicher Perſonen unterliegt keiner Beſchraͤnkung. 


H. 48. He ben, Dee, ee * Deeds get. „ ee or el 22 2 engt 
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§. 49. 

Die taͤgliche Arbeitszeit der Geſellen, Gehuͤlfen, Lehrlinge und Fabrik⸗ 
Arbeiter iſt vom Gewerberathe fuͤr die einzelnen Handwerks- und Fabrikzweige 
nach Anhoͤrung der Betheiligten feſtzuſetzen. 

Zum Arbeiten an Sonn- und Feſttagen iſt, vorbehaltlich der anderwei⸗ 
tigen Vereinbarung in Dringlichkeitsfaͤllen, Niemand verpflichtet. 


$. 50. 


Fabrikinhaber, ſowie alle Diejenigen, welche mit Ganz- oder Halbfabri- 
katen Handel treiben, ſind verpflichtet, die Arbeiter, welche mit der Anfertigung 
der Fabrikate fuͤr ſie beſchaͤftigt ſind, in baarem Gelde zu befriedigen. 

Sie duͤrfen denſelben keine Waaren kreditiren. 

Dagegen koͤnnen den Arbeitern Wohnung, Feuerungsbedarf, Landnutzung, 
regelmäßige Bekoͤſtigung, Arzeneien und aͤrztliche Huͤlfe, ſowie Werkzeuge und 
Stoffe zu den von ihnen anzufertigenden Fabrikaten unter Anrechnung bei der 
Lohnzahlung verabreicht werden. 


§. 51. 


Die Beſtimmungen des $. 50. finden auch Anwendung auf Familien- 
glieder, Gehuͤlfen, Beauftragte, Geſchaͤftsfuͤhrer, Faktoren und Aufſeher der 
dort bezeichneten Perſonen, ſowie auf Gewerbetreibende, bei deren Geſchaͤft eine 
der erwaͤhnten Perſonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt iſt. 


$. 92. 


Unter Arbeitern ($. 50.) werden hier auch Diejenigen verftanden, welche 
außerhalb der Fabrikſtaͤtten für Fabrikinhaber oder für die ihnen gleichgeftellten 
Perſonen die zu deren Gewerbebetriebe noͤthigen Ganz- oder Hatbfabrifate an⸗ 
fertigen, oder ſolche an ſie abſetzen, ohne von dem Verkaufe dieſer Waaren an 
Konſumenten ein Gewerbe zu machen. 


$. 53. 


Arbeiter, deren Forderungen den Vorſchriften der $$. 50. bis 52. zu⸗ 
wider, anders als durch Baarzahlung berichtigt ſind, koͤnnen zu jeder Seit 
die Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen. 


$. 54. 


Verträge, welche den $$. 50. bis 52. zuwiderlaufen, find nichtig. 

Daſſelbe gilt von Verabredungen zwiſchen Fabrikinhabern oder ihnen 
gleichgeſtellten Perſonen einerſeits und Arbeitern andererſeits über die Entneh— 
mung der Beduͤrfniſſe dieſer letztern aus gewiſſen Verkaufsſtellen, ſowie uͤber— 
haupt uͤber die Verwendung des Verdienſtes derſelben zu einem andern Zweck, 
als zur Betheiligung an Einrichtungen zur Verbeſſerung der Lage der Arbeiter 
oder ihrer Familien (F. 50.). 


$. 55. 
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$. 55. 


Forderungen fuͤr Waaren, welche ungeachtet des Verbots den Arbeitern 
kreditirt worden find, koͤnnen von Fabrikinhabern und von den ihnen gleichge— 
ſtellten Perſonen weder eingeklagt, noch durch Anrechnung oder ſonſt geltend 
gemacht werden, ohne Unterſchied, ob ſie zwiſchen den Betheiligten unmittelbar 
entſtanden oder mittelbar erworben ſind. 

„Dagegen fallen dergleichen Forderungen der Kranken-, Sterbe-, Spar: 
oder ähnlichen Huͤlfskaſſe zu, welche in der Wohnortsgemeinde des betheiligten 
Arbeiters für diejenige Klaſſe von Arbeitern beſteht, zu welcher er gehoͤrt. 
Sind mehrere ſolcher Kaſſen vorhanden, fo fällt die Forderung allen zu gleichen 
Theilen zu, in Ermangelung derartiger Anſtalten aber der Ortsarmenkaſſe. 


V. Unterſtützungskaſſen und ähnliche Einrichtungen. 


$. 36. 

Durch Ortsſtatuten kann fuͤr Alle, welche im Gemeindebezirke ein Ge— 
werbe ſelbſtſtaͤndig betreiben, für welches dort eine Innung beſteht, mit Zuſtim⸗ 
mung der Innung die Verpflichtung feſtgeſetzt werden, den Kranken-, Sterbe- 
und Huͤlfskaſſen der Innungsgenoſſen, ingleichem den Wittwen- und Waiſen— 
Unterſtuͤtzungskaſſen derſelben beizutreten. 

In ſolchen Faͤllen darf hinſichtlich der Beitraͤge und ſonſtigen Leiſtungen 
zu den erwähnten Kaſſen und der daraus zu gewaͤhrenden Unterſtützungen zwi⸗ 
ſchen den Innungsgenoſſen oder ihren Angehörigen und andern Betheiligten 
kein Unterſchied Statt finden. Auch muß den nicht zu den Innungen gehoͤrigen 
Betheiligten, durch ſtatutariſche Anordnungen fuͤr die einzelnen Kaſſenverbaͤnde, 
eine den Verhaͤltniſſen entſprechende Theilnahme an der Kaſſenverwaltung und 
an den Berathungen uͤber die gemeinſamen Kaſſenangelegenheiten gelichert, und 
in gleicher Art wie den Innungsgenoſſen Gelegenheit gegeben werden, von den 
Ergebniſſen der Kaſſenverwaltung Kenntniß zu nehmen. 


$. 57. 


Durch Ortsſtatuten kann für Alle, welche am Orte gleiche oder ver- 
wandte Gewerbe ſelbſtſtaͤndig betreiben, die Verpflichtung feſtgeſetzt werden, zur 
Befoͤrderung ſolcher Einrichtungen, welche 

1) die Unterbringung oder Unterſtuͤtzung arbeitſuchender, erkrankter oder aus 
andern Gruͤnden huͤlfsbeduͤrftiger Geſellen oder Gehuͤlfen, oder 

2) die Fortbildung der Lehrlinge, Geſellen oder Gehuͤlfen bezwecken, unter 
den von der Kommunalbehoͤrde mit Genehmigung der Regierung feſtzu— 
ſtellenden Bedingungen zuſammenzutreten und dazu Beiträge aus eigenen 

Mitteln zu entrichten. Dieſe Beitraͤge ſind fuͤr alle Betheiligte nach 

gleichen Grundſaͤtzen abzumeſſen. 

Als Geſammtbeitrag der ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden zu den Ko— 
ſten der unter 1. gedachten Einrichtungen darf ein hoͤherer Betrag als die 
(Nr. 3102.) Halfte 
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Haͤlfte desjenigen, welchen die mitbetheiligten Geſellen und Gehuͤlfen entrichten, 
nicht in Anſpruch genommen werden. 

Auch kann den ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden durch die Ortsſtatuten 
die Verpflichtung auferlegt werden, die Beitraͤge ihrer Geſellen und Gehuͤlfen 
zu den oben erwaͤhnten Einrichtungen, unter Vorbehalt der Anrechnung auf 
die naͤchſte Lohnzahlung, vorzuſchießen. 

$. 58. 

Die Beſtimmungen im F. 169. der Gewerbeordnung über die Regelung 
der Verhaͤltniſſe der ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden zu ihren Geſellen und 
Lehrlingen, ſowie uͤber die Verpflichtung der Geſellen zum Beitritte zu den 
Geſellenkaſſen finden auch auf Fabrikarbeiter Anwendung. 

Außerdem kann durch Ortsſtatuten für die Fabrikinhaber die Verpflich— 
tung feſtgeſetzt werden, ſich bei den Unterſtuͤtzungskaſſen der Fabrikarbeiter durch 
Beitraͤge aus eigenen Mitteln bis zur Haͤlfte des Betrages, den die bei ihnen 
beſchaͤftigten Arbeiter aufbringen, zu betheiligen, auch die Beitraͤge der letzteren, 
unter Vorbehalt der Anrechnung auf die naͤchſte Lohnzahlung, vorzuſchießen. 

In den, von der Regierung zu genehmigenden Statuten der einzelnen 
Verbindungen und Kaſſen muß den Fabrikinhabern eine ihrer Stellung als 
Arbeitsgeber und der Hoͤhe ihrer Beitraͤge entſprechende Theilnahme an der 
Kaſſenverwaltung eingeraͤumt werden. 2 

$. 59. 

Alle Beiträge der Geſellen, Gehuͤlfen und Fabrikarbeiter zu den in den 
$$. 144. 169. der Gewerbeordnung und in den H. 57. 58. der gegenwärtigen 
Verordnung erwaͤhnten Kaſſen und Einrichtungen, ſowie die zu denſelben von 
den felbftftandigen Gewerbetreibenden und von den Fabrikinhabern zu leiſtenden 
Beitraͤge und Vorſchuͤſſe konnen von den zur Zahlung Verpflichteten durch exe— 
kutiviſche Beitreibung im Verwaltungswege eingezogen werden. 


VI. Innungsgebühren und Abgaben. 


$. 60. 


Die Gebuͤhren und Abgaben, welche bisher 
1) bei der Aufnahme neuer Mitglieder in eine Innung von den Aufgenom⸗ 
menen und 
2) bei der Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge von dieſen oder von den 
Lehrherren 5 
an verſchiedene Kaſſen nnd andere Hebungsberechtigte zu entrichten waren, find 
ſofort einer Reviſion zu unterwerfen, und, ſoweit es noch nicht geſchehen, nach 
den folgenden Beſtimmungen zu regeln. 


$. 61. 
Zur Innungskaſſe duͤrfen 
1) bei der Aufnahme neuer Mitglieder die bisherigen Aufnahme-Gebuͤhren, 
ſoweit 
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ſoweit folche den Satz von 5 Rthlr. nicht uͤberſteigen, bis nach erfolg⸗ 
ter Reviſion der aͤlteren Innungsſtatuten (F. 66. dieſer Verordnung) fort 
erhoben, dagegen 

2) bei der Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge neben der Erſtattung der 
im F. 159. der Gewerbeordnung erwähnten baaren Auslagen keine Ge- 
buͤhren oder ſonſtige Zahlungen eingezogen werden. 


$. 62. 


Weder fuͤr mittelbare noch fuͤr unmittelbare Staatsbeamte duͤrfen bei 
Den ie H. 60. bezeichneten Verhandlungen Gebühren oder Abgaben erhoben 
werden. 


H. 68. 


Alle Zahlungen und Abgaben, welche bisher bei den im $. 60. gedach⸗ 
ten Veranlaſſungen an den Fiskus, an eine Gemeinde- oder eine Ortsarmen— 
kaſſe zu entrichten waren, werden, ſoweit deren Aufhebung nicht bereits durch 
den Artikel 40. der Verfaſſungsurkunde erfolgt iſt, hierdurch aufgehoben, woge⸗ 
gen die dafür zu gewaͤhrenden Gegenleiſtungen wegfallen. 

Daſſelbe gilt hinſichtlich der in jenen Fallen für andere Berechtigte (Kür: 
chen, milde Stiftungen u. ſ. w.) erhobenen Zahlungen und Abgaben, ſoweit 
dieſe Berechtigte nicht nach H. 64. 65. nachweiſen, daß ihre Hebungsrechte auf 
beſondern laͤſtigen Erwerbstiteln beruhen. 


H. 64. 


Der Antrag auf ee, wie: eines Hebungsrechts auf Grund eines 
läftigen Erwerbstitels (3. 63.) muß bis zum Schluſſe des Jahres 1849. bei der 
Regierung ſchriftlich angemeldet werden. Geſchieht dies nicht, ſo geht der Be⸗ 
rechtigte ſeines Hebungsrechts von ſelbſt verluſtig. 


H. 65. 

Den rechtzeitig angemeldeten Antrag auf Anerkennung des Hebungsrechts 
(F. 64.) hat die Regierung durch die Kommunalbehoͤrde mit Zuziehung des Be- 
rechtigten und der betheiligten Innung erörtern zu laſſen. Nach Vorlegung der 
abgeſchloſſenen Verhandlungen entſcheidet das Plenum der Regierung durch ein, 
mit Gruͤnden auszufertigendes Reſolut daruͤber, ob und bis zu welchem Betrage 
der Berechtigte zur Forterhebung der Abgabe befugt iſt. | 

Gegen dieſes Reſolut ſteht binnen einer praͤkluſiviſchen Friſt von ſechs 
Wochen nach Zuſtellung der Ausfertigung deſſelben ſowohl dem Berechtigten 
wie der betheiligten Innung der Rekurs an das Miniſterium fuͤr Handel, Ge— 
werbe und Öffentliche Arbeiten oder die Berufung auf rechtliches Gehör offen. 

Ergreift ein Theil den Rechtsweg, ſo iſt auch der von dem andern Theile 
eingewendete Rekurs im Rechtswege zu erledigen. 


H. 66, 


Die Statuten der aͤlteren Innungen ſind nach Maaßgabe dieſer Verord⸗ 
(r. 3102) nung 
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nung zu revidiren und abzuaͤndern. Die revidirten Entwuͤrfe muͤſſen binnen 
drei Monaten den Regierungen, behufs der Feſtſtellung durch das Miniſterium 
fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, eingereicht werden. 


VII. Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 67. 


Ausländer find zum Betriebe eines ſtehenden Gewerbes, ſoweit ihnen 
nicht die Erlaubniß dazu in Erwiederung der im Auslande den dieſſeitigen Ge— 
werbetreibenden entgegenſtehenden Beſchraͤnkungen uͤberhaupt zu verſagen iſt, 
nur aus erheblichen Gruͤnden zuzulaſſen. Ueber dieſe Gruͤnde iſt vor der Zu— 
laſſung eines Auslaͤnders jederzeit die Gemeinde des Ortes, wo das Gewerbe 
r born werden ſoll, ingleichem die betheiligte Innung und der Gewerberath 
u hoͤren. 

; Daſſelbe gilt, wenn von ausländifchen Gewerbetreibenden die Naturali- 
ſation ($. 8. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842., Geſetz-Sammlung 1843. 
Seite 15.) beantragt wird. 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden auf Angehoͤrige deutſcher 
Staaten nur ſo lange Anwendung, als nicht fuͤr dieſelben die gegenietige Zu- 
laſſung der Gewerbetreibenden zur Anſaͤſſigmachung und zum Gewerbebetriebe 
nach gleichen Grundſaͤtzen geregelt iſt. 


$. 68. 


Die polizeiliche Erlaubniß zum Handel mit gebrauchten Kleidern oder 
Betten, mit gebrauchter Waͤſche oder mit altem Metallgeraͤth, zum Betriebe 
des Pfandleihgewerbes, zur gewerbsmaͤßigen Vermittelung von Geſchaͤften oder 
zur Uebernahme von Aufträgen, namentlich zur Abfaſſung ſchriftlicher Aufſaͤtze 
fuͤr Andere, ſowie zum Gewerbe der Lohnlakaien und anderer Perſonen, welche 
auf öffentlichen Straßen und Plaͤtzen oder in Wirthshaͤuſern ihre Dienſte an— 
bieten (§. 49. der Gew. Ordn.), iſt zu verſagen, wenn die daruͤber zu verneh— 
mende Kommunalbehoͤrde nach Anhörung der Gemeindevertreter die Nuͤtzlichkeit 
und das Beduͤrfniß des beabſichtigten Gewerbebetriebes nach den oͤrtlichen Ver— 
haͤltniſſen nicht anerkennt. 5 


Oeffentliche Verſteigerungen neuer Handwerkerwaaren duͤrfen, ſoweit ſie 
nicht im Wege der Exekution, oder im Auftrage eines Gerichtes oder einer 
anderen oͤffentlichen Behoͤrde erfolgen, nur mit beſonderer Genehmigung der 
Kommunalbehoͤrde des Verſteigerungsortes Statt finden. 

$. 70. 

Wo nach der bisherigen Ortsgewohnheit gewiſſe Handwerkerwaaren, 
welche nicht zu den Gegenſtaͤnden des einem Jeden freigegebenen Wochenmarkt⸗ 
verkehrs gehören ($. 78. der Gew.-Ordn.), nur von Bewohnern des Marft- 
ortes auf dem Wochenmarkte verkauft werden durften, kann die Regierung, 
nach Anhoͤrung des Gewerberathes, den einheimiſchen Verkaͤufern die Sortfegung 

es 
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des herkömmlichen Wochenmarktverkehrs mit jenen Handwerkerwaaren geſtatten, 
ohne auswärtige Verkäufer derſelben Waaren auf dem Wochenmarkte zuzu⸗ 
laſſen ($. 75. der Gewerbe-Ordnung). 


$. 71. 

Einrichtungen, nach welchen der Einkauf von Lebensmitteln auf Wochen— 
märkten einzelnen Klaſſen von Kaͤufern nicht waͤhrend der ganzen Dauer des 
Marktes, ſondern nur während einer gewiſſen Zeit geſtattet wird, dürfen auch 
an Orten, wo ſolche noch nicht beſtehen (H. 79. der Gew.-Ordn.), nach Maaß— 


= des oͤrtlichen Beduͤrfniſſes mit Genehmigung der Regierung eingeführt 
erden. 
$. 72. 


Die Ortspolizei-Obrigkeit iſt ermaͤchtigt, die Baͤcker und die Verkaͤufer 
von Backwaaren anzuhalten, die Preiſe und das Gewicht ihrer verſchiedenen 
Backwaaren fuͤr gewiſſe von ihr gu beſtimmende Zeiträume durch einen von 
3 ſichtbaren Anſchlag am Verkaufslokale zur Kenntniß des Publikums zu 
ringen. 

Dieſer Anſchlag iſt koſtenfrei mit dem polizeilichen Stempel zu verſehen 
und taͤglich waͤhrend der Verkaufszeit auszuhaͤngen. 

Ueberſchreitungen der erwähnten Taxen werden nach $. 186. der Ge— 
werbe:Ordnung beftraft. 5. 75 


Wo der Verkauf von Backwaaren nur nach polizeilich feſtgeſtellten oder 
von den Baͤckern und Verkaͤufern an ihren Verkaufslokalen angeſchlagenen 
Taxen erlaubt iſt, kann die Ortspolizei-⸗Obrigkeit die Baͤcker und Verkaͤufer zu- 
gleich anhalten, im Verkaufslokale eine Waage mit den erforderlichen geaich— 
ten Gewichten aufzuſtellen und die Benutzung derſelben zum Nachwiegen der 
verkauften Backwaaren zu geſtatten. q 


VIII. Strafbeſtimmungen. 
§. 74. , ,, d 

Wer den Verbotsbeſtimmungen der §§. 23. 25. 31. 32. 33. 47. 69. 
zuwiderhandelt, oder zu ihrer Umgehung durch Leihung feines Namens mit: 
wirkt, iſt mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefaͤngniß bis 
u drei Monaten zu beſtrafen. Im Wiederholungsfalle kann außerdem auf 
Verluſt der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe des Gewerbes erkannt 
werden. 

Dieſelbe Strafbeſtimmung gilt für die Uebertretung der nach $. 26. von 
der Regierung oder von dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar— 
beiten oder nach Hö. 29. 34. durch Ortsſtatuten getroffenen Feſtſetzungen. 


$. 75. 

Uebertretungen der $$. 50. bis 52. werden mit einer Geldbuße bis zu 
fuͤnfhundert Thalern und im ger des Unvermoͤgens mit verhaͤltnißmaͤßiger 
Gefaͤngnißſtrafe beſtraft. Im Wiederholungsfalle wird die Strafe verdoppelt. 

Jahrgang 1849. (Nr. 3102310.) 15 Die 
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Die Geldbußen fließen derjenigen Kaffe zu, welcher die im H. 35. er⸗ 
waͤhnten Forderungen nach den dort ertheilten Vorſchriften zufallen. 

Jede rechtskraͤftige Verurtheilung wird auf Koſten des Verurtheilten 
durch das Amtsblatt und andere öffentliche Blätter derjenigen Kreiſe, in 
welchen derſelbe und der betheiligte Arbeiter ihren Wohnſitz 8 bekannt 
gemacht. 

$. 76. 

Die Verhaͤltniſſe der zur Beſchaffung militairiſcher Beduͤrfniſſe beſtimm⸗ 
ten Werkſtaͤtten und Fabriken der Militairverwaltung, der Arbeiten in oͤffent⸗ 
lichen Anſtalten und der öffentlichen Bauten, mit Einſchluß der Feſtungsbau⸗ 
hoͤfe, bleiben der beſonderen Regelung vorbehalten; die Beſtimmungen der ge— 
genwärtigen Verordnung finden auf dieſelben keine Anwendung. 


§. 77. 
Alle der gegenwaͤrtigen Verordnung entgegenſtehenden allgemeinen und 
befonderen Beſtimmungen werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 9. Februar 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. v. d. Heydt. 
Für den Finanzminiſter: 
Kuͤhne. Gr. v. Buͤlow. 


(Nr. 3103.) Verordnung über die Errichtung von Gewerdegerichten. Vom 9. Fe⸗ 
bruar 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und auf Grund des 

Artikels 105. der Verfaffungsurkunde fir den Umfang Unſerer Monarchie, mit 

Ausſchluß des Bezirks des Appellations-Gerichtshofes zu Koͤln, fuͤr welchen 

eine Reviſion der beſtehenden Geſetzgebung vorbehalten wird, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Errichtung und Beſtimmung der Gewerbegerichte. 


N 1. 1. 

Für jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen gewerblichen 
Verkehrs ein Beduͤrfniß zu einem Gewerbegerichte obwaltet, ſoll, auf den An⸗ 
trag von Gewerbetreibenden, nach Anhörung der gewerblichen und en 

chen 
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ſchen Korporationen und der Gemeindevertreter, ein ſolches Gericht, nach Ein— 
holung Unſerer beſondern Genehmigung, errichtet werden. 


. 

Das Gewerbegericht erledigt im Wege der guͤtlichen Vermittelung, oder 
noͤthigenfalls durch Erkenntniß die Streitigkeiten der ſelbſtſtaͤndigen Gewerbe— 
treibenden mit ihren Geſellen, Gehuͤlfen und Lehrlingen, ingleichem die Strei— 
tigkeiten derjenigen, welche Rohſtoffe oder Halbfabrikate zu Waaren für den 
Handel verarbeiten laſſen (Fabrikinhaber, Faktoren, Ausgeber, Verleger), mit 
den von ihnen beſchaͤftigten Werkfuͤhrern und Fabrikarbeitern, ſowie ihren Fa— 
briklehrlingen und Fabrikgehuͤlfen, ſoweit der Streit auf den Antritt oder die 
Auflöfung des Arbeits- oder Lehrverhaͤltniſſes, auf die gegenſeitigen Leiſtungen 
waͤhrend der Dauer deſſelben, oder auf ſolche Anſpruͤche ſich bezieht, welche 
aus dem Arbeits- oder Lehrverhaͤltniſſe herruͤhren. 

Als Fabrikarbeiter ſind nicht blos diejenigen anzuſehen, welche in der 
Betriebsſtaͤtte beſchaͤftigt werden, ſondern auch diejenigen, welche außerhalb der 
Betriebsſtaͤtte mit eigenen oder fremden Werkzeugen, mit oder ohne Verwen— 
dung von Zuthaten die ihnen von Fabrikinhabern, Faktoren, Ausgebern oder 
Verlegern gegebenen Rohſtoffe oder Halbfabrikate zur Herſtellung von Waaren 
fuͤr das Geſchaͤft derſelben gegen Bezahlung verarbeiten. 


F. 3. 
Der Gerichtsbarkeit des Gewerbegerichtes find alle im $. 2. bezeichnete 
Perſonen unterworfen, welche: 
a) innerhalb des Gerichtsbezirks eine Betriebs- oder Werkſtatt beſitzen, 


oder 

b) innerhalb deſſelben Bezirks als Faktoren, Ausgeber oder Verleger ihr 
Gewerbe ausuͤben, oder 

c) für ſolche Betriebs- oder Werkſtaͤtten oder für ſolche Faktoren, Ausgeber 
oder Verleger arbeiten, auch wenn ſie außerhalb des Gerichtsbezirks 
wohnen. 


H. 4. 


Die Mitglieder des Gewerbegerichtes ſind zu einem Theile aus der Klaſſe 
der ſelbſtſtaͤndigen Handwerker, der Fabrikinhaber, Faktoren, Ausgeber oder 
Verleger (Arbeitgeber), und zum anderen Theile aus der Klaſſe der Geſellen, 
Gehuͤlfen, Werkführer und Fabrikarbeiter (Arbeitnehmer), auf vier Jahre, von 
den im Gerichtsbezirke wohnenden Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu waͤhlen. 

Ihre Zahl ſoll nach dem Umfange und nach den gewerblichen Verhäͤlt⸗ 
a des Gerichtsbezirks auf fünf, neun, dreizehn oder ſiebzehn feſtgeſetzt 
werden. \ 

Im erſten Falle foll das Gewerbegericht beſtehen: aus drei Mitgliedern 
aus der Klaſſe der Arbeitgeber und zwei Mitgliedern aus der Klaſſe der Ar— 
beitnehmer; 

1 zweiten Falle aus fünf Mitgliedern aus der Klaſſe der Arbeitgeber 
und vier Mitgliedern aus der Klaſſe der * 


(Nr. 3103.) m 
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im dritten Falle aus fieben Mitgliedern aus der Klaſſe der Arbeitgeber 
und ſechs Mitgliedern aus der Klaſſe der Arbeitnehmer; 

im vierten Falle aus neun Mitgliedern aus der Klaſſe der Arbeitgeber 
und acht Mitgliedern aus der Klaſſe der Arbeitnehmer. 

Der beſondern Verordnung tiber die Einſetzung der einzelnen Gewerbe: 
gerichte bleibt uͤberlaſſen, nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen zu beſtimmen, in 
welchem Verhaͤltniß innerhalb der Klaſſe der Arbeitgeber die Fabrikinhaber 
und ſelbſtſtaͤndigen Handwerker und innerhalb der Klaſſe der Arbeitnehmer die 
Gehuͤlfen, Geſellen und Fabrikarbeiter ihre Vertretung finden ſollen. 


$. 5. 


Fuͤr jedes Mitglied wird aus der Klaſſe, welcher daſſelbe angehoͤrt, ein 
Stellvertreter gewaͤhlt, welcher, wenn das Mitglied vor dem Ablaufe ſeiner 
Amtszeit ausſcheidet, oder zeitweiſe an der Ausuͤbung des Amtes verhindert 
wird, fuͤr die noch uͤbrige Dauer der Amtszeit oder fuͤr die Dauer der Verhin— 
derung eintritt Iſt ein Stellvertreter an der Ausuͤbung des Amtes verhin— 
dert, ſo wird einer der uͤbrigen Stellvertreter und zwar zunaͤchſt aus derſelben 
Klaſſe vom Vorſitzenden des Gewerbegerichtes einberufen. 


H. 6. 

Berechtigt zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellver— 
treter ſind alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer, welche das vier und zwanzigſte 
Lebensjahr zuruͤckgelegt haben und ſeit mindeſtens ſechs Monaten im Bezirke 
des Gewerbegerichts wohnen oder in Arbeit ſtehen, mit Ausnahme derjenigen: 

1) welche ſich nicht im Vollgenuſſe der buͤrgerlichen Rechte befinden, 

2) oben, in Konkurs ſich befinden oder ſſch fuͤr zahlungsunfaͤhig erklaͤrt 
aben, 

3) welche durch einen Beſchluß der kaufmaͤnniſchen Korporation oder der 

Handelskammer von deren Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen ſind, 

4) welche die kaufmaͤnniſchen Rechte durch ein rechtskraͤftiges Erkenntniß 
verloren haben, 

5) welche wegen Ablohnung der Fabrikarbeiter mit Waaren ($$. 50. u. flg. 
der Verordnung vom 9. Februar d. J.) beſtraft worden ſind. 


. . 

Waͤhlbar ſind alle Wahlberechtigten, welche das dreißigſte Lebensjahr 
zuruͤckgelegt haben und ihr Gewerbe ſeit fuͤnf Jahren betreiben. 

Perſonen, welche im zweiten Grade mit einander verwandt oder ver— 
ſchwaͤgert, oder welche Geſellſchafter deſſelben Handels-, Fabriken- oder Hand: 
geile en ſind, koͤnnen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Gewerbe— 
gerichts ſein. 2 

Die Mitglieder des Gewerbegerichts für die Klaſſe der Arbeitgeber find 
von den Arbeitgebern und die Mitglieder fuͤr die Klaſſe der Arbeitnehmer von 
den Arbeitnehmern zu waͤhlen. 

Glauben die wahlberechtigten Arbeitnehmer in ihrer Klaſſe keine aus- 
reichende Zahl befaͤhigter Mitglieder, welche die Bedingungen der Waͤhlbarkeit 

er⸗ 
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erfuͤllen, zu finden, ſo ſind die Arbeitnehmer befugt, ihre Vertreter aus der 
Klaſſe der Arbeitgeber zu waͤhlen. 


8.9. 


Zur Leitung der Wahlen ernennt die Regierung einen Kommiſſarius 
oder, wenn die Eintheilung des Gerichtsbezirks in mehrere Wahlbezirke erfor- 
derlich iſt, mehrere Kommiſſarien. 

Jeder Kommiſſarius beruft durch eine vierzehn Tage vor dem anbe— 
raumten Wahltermine zu erlaſſende Bekanntmachung die Wahlberechtigten zur 
Wahlverſammlung. 5 

8 9. 


In jeder Gemeinde des Wahlbezirks ſoll die Kommunalbehoͤrde ein Ver— 
zeichniß der am Orte wohnenden Wahlberechtigten aufſtellen und mit Beruͤck— 
ſichtigung der Ab- und Zugaͤnge fortfuͤhren. Daſſelbe iſt, wenn eine Wahl 
abgehalten werden ſoll, ſofort nach erfolgter Bekanntmachung des Wahltermins 
acht Tage lang zur Einſicht der Gewerbetreibenden auszulegen. Waͤhrend 
dieſer Friſt koͤnnen die im Verzeichniſſe uͤbergangenen Wahlberechtigten auf 
nachtraͤgliche Einſchreibung ihrer Namen antragen. Ueber die Zulaͤſſigkeit eines 
ſolchen Antrages entſcheidet die Kommunalbehoͤrde mit Vorbehalt des Rekurſes 
an die Regierung. Durch die Einlegung des Rekurſes wird die Feſtſtellung 
des Verzeichniſſes, welches nach Ablauf der erwaͤhnten achttaͤgigen Friſt zu 
ſchließen und dem Kommiſſarius zuzuſtellen iſt, nicht aufgehalten. 


H. 10. 


Nur die in den Verzeichniſſen der Kommunalbehoͤrden (F. 9.) einge: 
ſchriebenen Wahlberechtigten werden bei der Wahlverſammlung zugelaſſen. 
Abweſende koͤnnen von ihrem Stimmrechte keinen Gebrauch machen. 

Nach Eroͤffnung der Wahlverſammlung ernennt der Kommiſſarius zwei 
Stimmenſammler und einen Schriftführer. Die Wahl erfolgt durch Stimm⸗ 
zettel nach abſoluter Stimmenmehrheit. Wird bei einer Abſtimmung keine ab— 
ſolute Stimmeumehrheit erlangt, ſo ſind diejenigen beiden Kandidaten, welche 
die meiſten Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl zu bringen. Im Fall 
der Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Das Wahlprotokoll iſt von dem Kommiſſarius, den Stimmenſammlern 
und dem Schriftfuͤhrer zu unterzeichnen und der Regierung einzureichen, welche 
die Wahlen, wenn dabei vorſchriftsmaͤßig verfahren, und wenn die vorgeſchrie— 
bene Befähigung der Gewaͤhlten (F. 7.) außer Zweifel iſt, beſtaͤtigt. Fuͤr die⸗ 
jenigen Wahlen, welchen die Beſtaͤtigung verſagt wird, iſt eine neue Wahl— 
verſammlung anzuberaumen. 

Ueber Beſchwerden gegen die Anordnungen der Regierung entſcheidet das 
Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 

Mit Gegenſtaͤnden, welche nicht unmittelbar auf das Wahlgeſchaͤft Be— 
zug haben, darf ſich die Verſammlung nicht beſchaͤftigen. 


§. 11. 


Die bei der Einſetzung des Gewerbegerichtes ernannten Mitglieder und 
(Nr. 3103.) Stell⸗ 
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N werden durch einen Kommiſſarius der Regierung vereidigt und 
eingefuͤhrt. 

Von den Mitgliedern ſcheiden am Ende des zweiten Jahres aus: 

a) wenn das Gewerbegericht fuͤnf Mitglieder hat, Ein Mitglied aus der 
1 der Arbeitgeber und Ein Mitglied aus der Klaſſe der Arbeit— 
nehmer; 

b) wenn das Gericht neun Mitglieder hat, zwei Mitglieder aus der Klaſſe 
der Arbeitgeber und zwei Mitglieder aus der Klaſſe der Arbeitnehmer; 

c) wenn das Gewerbegericht dreizehn Mitglieder hat, drei Mitglieder aus 
der Klaſſe der Arbeitgeber und drei Mitglieder aus der Klaſſe der Ar— 
beitnehmer; 

d) wenn das Gericht ſiebzehn Mitglieder hat, vier Mitglieder aus der 
a der Arbeitgeber und vier Mitglieder aus der Klaſſe der Arbeit 
nehmer. 

Unter den zu derſelben Klaſſe gehoͤrenden Mitgliedern werden die— 
jenigen, welche zuerſt ausſcheiden, durch das Loos beſtimmt. 

Mit jedem austretenden Mitgliede ſcheidet zugleich deſſen Stellvertre— 
ter aus. 

$. 12. 

Vor dem Ausſcheiden der im H. 11. bezeichneten Mitglieder und Stell: 
vertreter und ſpaͤter alle zwei Jahre, vor dem Ausſcheiden derjenigen, deren 
vierjaͤhrige Wahlzeit abläuft, find die zur Wiederbeſetzung ihrer Stellen erfor: 
derlichen Wahlen nach den Beſtimmungen in den $$. 8. 9. 10. abzuhalten und 
u prüfen. Nach erfolgter Beſtaͤtigung dieſer Wahlen werden die Gewaͤhlten 
dur den Vorſitzenden des Gewerbegerichts vereidigt und eingefuͤhrt. 

Die ausſcheidenden Mitglieder koͤnnen wieder gewaͤhlt werden, doch ſind 
ſie in den erſten zwei Jahren die Wahl anzunehmen nicht verpflichtet. 

§. 13. 

Die Mitglieder des Gewerbegerichts verwalten ihr Amt unentgeltlich; 
jedoch kann den Mitgliedern aus der Klaſſe der Arbeitnehmer eine im Regu⸗ 
laliv feſtzuſetzende Entfihäbignug gewährt werben. 

Die Suspenſion der Mitglieder des Gewerbegerichts vom Amte und die 
Entfernung aus demſelben erfolgt in denjenigen Fallen, in welchen ſie bei an— 
deren richterlichen Beamten Statt findet, nach dem fuͤr deren Suspenſion und 
Amtsentſetzung vorgeſchriebenen Verfahren. 

Außerdem tritt die Suspenſion und Amtsentſetzung ein, wenn ein Mit⸗ 
glied des Gewerbegerichts oder ein Stellvertreter aus einem der im F. 6. zu 
1. 2. 3. 4. 5. erwaͤhnten Gruͤnde die Befaͤhigung zur Theilnahme an der 
Wahl der Mitglieder verliert. In den ebengedachten Faͤllen iſt der Vorſitzende 
des Gewerbegerichtes befugt, dem Betheiligten die Ausübung des Amtes vor⸗ 
laͤuſig zu unterſagen, er muß aber hieruͤber ſofort an das Appellationsgericht 
des Bezirks Bericht erſtatten, welches die Suspenſion zu beſtaͤtigen oder auf: 
zuheben hat. 

$. 14. 


Nach der Einſetzung des Gewerbegerichtes waͤhlen die Mitglieder, nach 
ab⸗ 
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abſoluter Stimmenmehrheit, aus der Klaffe der Arbeitgeber einen Vorſitzenden 
und für deſſen Geſchaͤftsfuͤhrung in Verhinderungsfaͤllen, einen Stellvertreter, 
auf zwei Jahre. Die Namen der Gewaͤhlten ſind der Regierung und dem 
Appellationsgerichte des Bezirks anzuzeigen. Bei der Erneuerung jener Wahl, 
welche von zwei zu zwei Jahren nach der jedesmaligen Ergaͤnzung des Ge⸗ 
werbegerichtes (H. 12.) erfolgt, find die früher Gewaͤhlten, ſofern fie noch zu 
den Mitgliedern des Gewerbegerichts gehören, wieder wählbar. 


$. 15. 


Das Gewerbegericht wählt nach abſoluter Stimmenmehrheit einen Ge— 
richtsſchreiber, welcher die Aktuariatspruͤfung beſtanden haben muß, und einen 
Gerichtsboten, welcher zugleich die Geſchaͤfte des Exekutors verſieht. Dieſe 
Wahlen ſind bei nachgewieſener Befaͤhigung der Gewaͤhlten von der Regierung 
zu beftätigen. Ihre Vereidigung erfolgt durch den Vorſitzenden des Gewerbes 
gerichtes. Die ihnen zu gewaͤhrenden Beſoldungen ſind vom Gewerbegerichte 
vorzuſchlagen und von der Regierung feſtzuſetzen. 


$. 16. 


Die Beſchaffung und Unterhaltung der fuͤr das Gewerbegericht noͤthigen 
Geſchaͤftsraͤume liegt den Gemeinden ob, fuͤr welche das Gericht errichtet 
wird; dieſe haben auch die Koſten der erſten Einrichtung des Gerichts zu be— 
ſtreiten. Wo Staatsgebaͤude entbehrliche und fuͤr das Gewerbegericht geeignete 
Raͤumlichkeiten darbieten, werden dieſe dem ee uͤberwieſen werden. 
Die Koſten fuͤr die laufende Geſchaͤftsfuͤhrung mit Einſchluß der Beſoldungen 
des Gerichtsſchreibers und des Gerichtsboten werden aus den eingehenden Ge— 
buͤhren und Strafgeldern und, ſoweit dieſe nicht ausreichen, durch Beiträge der 
Gewerbetreibenden des Gerichtsbezirks gedeckt. Die erforderlichen Beitraͤge 
ſind vom Gewerbegericht mit Genehmigung der Regierung nach den von dieſer 
letzteren feſtgeſtellten Vertheilungsgrundſaͤtzen auszuſchreiben. Ihre Einziehung 
erfolgt noͤthigenfalls durch Exekution im Verwaltungswege. 


Zweiter Abſchnitt. 
Verfahren vor dem Vergleichs ausſchuſſe. 
$. 17. 

Wer einen Anſpruch bei dem Gewerbegericht geltend machen will, hat 
denſelben ſchriftlich oder bei dem Gerichtsſchreiber zu Protokoll mit Angabe 
des Namens und Wohnortes des in Anſpruch Genommenen, des Klagegrun⸗ 
des und des beſtimmt zu ſtellenden Antrags anzumelden. Der Gerichtsſchrei⸗ 
ber ladet unter Mittheilung der Angaben des Klägers den Verklagten ſchrift⸗ 
lich vor den Vergleichsausſchuß und benachrichtigt den Antragſteller von dem 
anberaumten Termine. sis 


Den Vergleichsausſchuß bilden zwei Mitglieder des Gewerbegerichts, 
von welchen Einer zur Klaſſe der Arbeitgeber, der Andere zur Klaſſe der 
Arbeitnehmer gehören muß. 

(Nr, 9103.) Der 
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Der Gerichtsſchreiber verzeichnet die bei dem Vergleichs ausſchuſſe vor: 
kommenden Geſchaͤfte mit kurzer Angabe der Streitgegenſtaͤnde in einem Pro⸗ 
tokollbuche. Das jedesmalige Protokoll wird nach dem Schluſſe der Verhand⸗ 
lungen von den beiden Mitgliedern des Ausſchuſſes und von dem Gerichts: 
ſchreiber vollzogen. = 


Gricheint der vor den Vergleichsausſchuß geladene Verklagte nicht zur 
feſtgeſetzten Stunde, ſo wird ſein Ausbleiben in dem Protokollbuche bemerkt und 
auf den Antrag des Klägers eine Vorladung vor das Gewerbegericht erlaffen. 

Bleibt der Antragſteller aus, ſo wird ſein Antrag fuͤr zuruͤckgenommen 
erachtet. 


H. 20. 


Den erſchienenen Parteien hat der Ausſchuß nach ihrer Vernehmung 
Vorſchlaͤge zur guͤtlichen Beilegung des Streits zu machen. Es bleibt ihm 
uͤberlaſſen, nach Maaßgabe der zur Stelle gebrachten Beweismittel zu ſeiner 
Information Beweis zu erheben; er iſt jedoch nicht befugt, Zeugen oder Sach— 
verſtaͤndige eidlich zu vernehmen oder Eide aufzuerlegen. 


$. 21. 


Kommt uͤber den ganzen Streitgegenſtand oder auch nur uͤber einen Theil 
deſſelben ein Vergleich zu Stande, jo wird derſelbe in dem Protokollbuche nie 
dergeſchrieben. Die Parteien haben dieſen Vermerk zu vollziehen und erhalten 
auf Verlangen Ausfertigung der Verhandlung. 

Auf Grund eines vor dem Vergleichsausſchuſſe abgeſchloſſenen Vergleichs 
kann die Vollſtreckung der Exekution erfolgen. 


$. 22. 


Soweit keine Vereinbarung zu Stande kommt, wird der fruchtloſe Aus- 
fall der Vergleichsverhandlungen im Protokollbuche verzeichnet und, auf den 
Antrag des Klaͤgers, die Sache ſofort an das Gewerbegericht verwieſen. 

Es koͤnnen in dieſem Falle die Parteien unter der im F. 27. Nr. 4. 
und H. 28. Nr. 3. enthaltenen Verwarnung zur Verhandlung der Sache vor 
dem Gewerbegericht muͤndlich beſtellt werden, ohne daß es einer ſchriftlichen 
Vorladung bedarf. 

$. 23. 

Erſcheinen beide Theile ohne vorangegangene Vorladung vor dem Aus⸗ 
ſchuſſe, damit dieſer ihren Streit vermittele, ſo wird uͤber den Gegenſtand deſ— 
ſelben und uͤber den Antrag ein Vermerk im Protokollbuche gemacht und im 
Uebrigen nach den $$. 20. 21. 22. verfahren. 


§. 24. 
N Die Koſten des Verfahrens vor dem Vergleichs ausſchuſſe fallen, wenn 
uͤber den Anſpruch des Klaͤgers ein Vergleich zu Stande kommt, welcher den 
Koſtenpunkt nicht erledigt, jedem von beiden Theilen zur Halfte zur * 
ommt 
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Kommt es zwiſchen den vor dem Vergleichsausſchuſſe erſchienenen Par— 
teien zu keinem Vergleiche, ſo fallen die Koſten des Verfahrens demjenigen 
zur Laſt, welchem die Koſten des ſpaͤteren gerichtlichen Verfahrens von dem 
Gewerbegerichte auferlegt werden. 

Wird die Verweiſung der Klage an das Gewerbegericht vom Klaͤger 
nicht beantragt, oder iſt der Antrag des Klaͤgers fuͤr zuruͤckgenommen anzu⸗ 
ſehen (H. 19.), fo trägt der Kläger die entſtandenen Koſten. 


$. 25. 


Fuͤr Streitigkeiten von Innungsgenoſſen mit ihren Gehuͤlfen, Geſellen 
und Lehrlingen tritt das Vergleichsverfahren vor einem Vergleichsausſchuſſe 
der Innung an die Stelle des im $. 17. u. flg. erwähnten Verfahrens. 

Auf Grund eines vor dem Vergleichsausſchuſſe der Innung abgeſchloſ— 
ſenen Vergleichs kann die Vollſtreckung der Exekution erfolgen. 


Dritter Abſchnitt. 
Verfahren vor dem Gewerbegerichte. 
H. 26. 


Die zur Entſcheidung des Gewerbegerichts gelangenden Streitigkeiten 
werden vor dem verſammelten Gerichte verhandelt. 

Der Gerichtsſchreiber beſorgt die Vorladungen zu dieſem Verfahren. 
Ueber die vor dem Gewerbegerichte zur Verhandlung kommenden Angelegen— 
heiten fuͤhrt derſelbe ein fortlaufendes Sitzungsprotokoll. 

Das Sitzungsprotokoll wird von dem Vorſitzenden und dem Gerichts— 
ſchreiber vollzogen. 

§. 27. 

Die Vorladung des Verklagten zur Klagebeantwortung und zur weitern 
Verhandlung muß enthalten: 

1) die genaue Bezeichnung des Rechtsanſpruches mit Anfuͤhrung des Na— 
mens, des Wohnortes und des Gewerbes beider Theile; 

2) die abſchriftliche Mittheilung der Klage und ihrer Beilagen; 

3) die Aufforderung, in dem nach Tag und Stunde beſtimmten Termine 
in Perſon, oder im Falle der Abweſenheit oder Krankheit durch einen, 
nach den Beſtimmungen im H. 50. zulaͤſſigen und mit ſchriftlicher Voll— 
macht verſehenen Bevollmaͤchtigten die Klage vollſtaͤndig zu beantworten, 
die zur Begruͤndung der Einwendungen beſtimmten Beweismittel anzu— 
geben und die vorzulegenden Urkunden im Original oder in Abſchrift 
mitzubringen; 

4) die Bedeutung, daß, wenn der vorſtehenden Aufforderung nicht genuͤgt 
werde, auf den Antrag des erſchienenen Klaͤgers die in der Klage an— 
gefuͤhrten Thatſachen fuͤr zugeſtanden, und die vom Klaͤger beigebrachten 
Urkunden fuͤr anerkannt wuͤrden erachtet, und, was den Rechten nach 
daraus folge, in dem abzufaſſenden Kontumazialbeſcheide werde feſtgeſetzt 
werden. 

Jahrgang 1849. (Nr. 3103) 16 H. 28. 
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$. 28, 


Die Vorladung des Klägers muß enthalten: 

1) die Benachrichtigung von dem anberaumten Termine; 

2) die Aufforderung, zur feſtgeſetzten Stunde in Perſon oder im Falle der 
Abweſenheit oder Krankheit durch einen nach F. 50. zulaͤſſigen und mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Bevollmaͤchtigten zu erſcheinen; 

3) die Bedeutung, daß, wenn Klaͤger nicht erſcheine oder fein Bevollmaͤch— 
tigter den Beſtimmungen im H. 50. nicht genuͤge, die Akten auf ſeine 
Koſten wuͤrden zuruͤckgelegt werden. 


F. 29. 


Nach den in den Vorladungen geſtellten Verwarnungen wird verfahren, 
wenn der eine oder der andere Theil in dem anberaumten Termine ausbleibt. 

Hat das Gewerbegericht aus eigener Wiſſenſchaft oder durch eine Vor— 
ſtellung der Verwandten, Nachbarn oder Freunde des Verklagten davon Kennt— 
niß, daß derſelbe durch Abweſenheit, ſchwere Krankheit oder andere erhebliche 
Gruͤnde verhindert ſei, in dem anberaumten Termine zu erſcheinen, ſo kann 
durch einen Beſchluß des Gerichts die Abfaſſung des Kontumazialbeſcheides 
abgelehnt und ein neuer Termin zur Klagebeantwortung angeſetzt werden. 

Wenn keiner von beiden Theilen erſcheint, werden die Akten auf Koſten 
des Klaͤgers zuruͤckgelegt. 

$. 30. 

Sind beide Theile erſchienen, ſo hat der Verklagte die Klage zu beant— 
worten und ſeine Einwendungen anzubringen. Nach Anhoͤrung des Klaͤgers 
uͤber dieſe Einwendungen ſind beiden Theilen Vorſchlaͤge zur guͤtlichen Beile— 
gung des Streites zu machen. Kommt ein Vergleich zu Stande, ſo wird die 
daruͤber aufzunehmende Verhandlung von den Betheiligten vollzogen. Dieſel— 
ben erhalten auf Verlangen Ausfertigungen der Verhandlung. 


H. N. 


Ergiebt ſich aus den Erklaͤrungen der Parteien, daß es fuͤr die Ent— 
ſcheidung des Rechtsſtreites auf beſondere gewerbliche Kenntniſſe ankommt, fo 
iſt das Gericht befugt, zu feiner Information noch andere Sachverftändige zu— 
zuziehen und zu vernehmen, oder die Parteien vor eines der Mitglieder oder 
vor einen der Stellvertreter, welcher dazu vermoͤge ſeines Gewerbes geeignet 
erſcheint, zu verweiſen, um ihnen Vergleichsvorſchlaͤge zu machen, und im Falle 
ſolche nicht angenommen werden ſollten, einen gutachtlichen Bericht uͤber den 
Streitgegenſtand zu erſtatten. 

ö $. 32. 


Ueber die zur Entſcheidung der Sache erforderliche Beweisaufnahme hat 
das Gericht, nachdem die Parteien uͤber ihre etwaigen Einwendungen gegen 
die vorgeſchlagenen Zeugen und ſonſtigen Beweismittel gehoͤrt worden, Beſchluß 
zu faſſen. Sind die Beweismittel zur Stelle, ſo kann der Beweis ſofort auf— 
genommen und das Urtheil geſprochen werden. 

Im entgegengeſetzten Falle werden die Parteien, wenn ſie anweſend 3 

muͤnd⸗ 
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mündlich, wenn fie bereits entlaffen find, ſchriftlich zu dem Termine, in welchem 
die Beweisaufnahme erfolgen foll, mit der Verwarnung vorgeladen, 

daß im Falle ihres Ausbleibens in dem anberaumten Termine mit der 

Beweisaufnahme werde verfahren werden. 

H. 33. 

Die Vernehmung der Zeugen erfolgt durch den Vorſitzenden vor ver— 
ſammeltem Gewerbegericht. 

Die Zeugen haben ihren Namen, ihren Stand oder ihr Gewerbe, ihr 
Alter und ihren Wohnort anzugeben und zu erklaͤren, ob und in welchem Grade 
ſie mit den Parteien verwandt oder verſchwaͤgert ſind, und ob ſie zu denſelben 
in Dienft- oder ſonſtigen näheren Verhaͤltniſſen ſtehen. 

Bei der Aufnahme des Zeugenbeweiſes kann der Vorſitzende an die Zeu— 
gen auch uͤber andere als die zum Beweiſe geſtellten Thatſachen zur Aufklaͤ⸗ 
rung des Sachverhaͤltniſſes geeignete Fragen richten. 

Die Parteien duͤrfen die Zeugen nicht unterbrechen. Haͤlt das Gericht 
ihre Gegenwart bei der Zeugenvernehmung nicht fuͤr angemeſſen, ſo muͤſſen ſie 
waͤhrend derſelben abtreten. 


H. 34. 


In Sachen, bei welchen die Appellation zulaͤſſig iſt, muß die Zeugen⸗ 


ausſage vollſtaͤndig niedergeſchrieben und dem vernommenen Zeugen vorgeleſen 
werden. 

Der Zeuge hat die aufgenommene Verhandlung, nachdem ſie von ihm 
genehmigt oder nach feinen nachträglichen Erinnerungen berichtigt worden, zu 
unterſchreiben oder, wenn er des Schreibens unkundig iſt, zu unterzeichnen, und 
ſodann vor dem verſammelten Gericht zu beſchwoͤren. 

In Sachen, wo die Appellation nicht zulaͤſſig iſt, genuͤgt es, wenn der 
Inhalt der Zeugenausſage in ſeinen weſentlichen Punkten bei Regiſtrirung des 
Hergangs der Verhandlung kurz angegeben wird. 

Die Abnahme des Zeugeneides erfolgt durch den Vorſitzenden und iſt 
in dem Sitzungsprotokolle zu vermerken. 


$. 35. 


Sind die Zeugen durch Krankheit am Erſcheinen vor Gericht verhindert, 
fo erfolgt ihre vollftändige und eidliche Vernehmung durch einen Kommiſſarius 
des Gewerbegerichts mit Zuziehung des Gerichtsſchreibers; wohnen die Zeugen 
entfernt vom Sitze des Gewerbegerichts, ſo iſt das Ortsgericht um Verneh— 
mung derſelben zu requiriren. 


$. 36. 


Der Beweis durch Augenſchein wird von einem oder von mehreren Mit— 
gliedern des Gewerbegerichtes in Begleitung des Gerichtsſchreibers aufgenom— 
men, welcher den Befund zu Protokoll nimmt. 

Das Protokoll wird von den Kommiſſarien und dem Gerichtsſchreiber 
vollzogen. N 

Or. 3103.) 16* H. 37. 
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H. 37. 


Soll nach dem Beſchluſſe des Gerichtes eine Partei einen von dem 
Gegner angetragenen oder zuruͤckgeſchobenen Eid leiſten, ſo wird der Vorla— 
b 32.) desjenigen, welcher den Eid zu leiſten hat, die Verwarnung 
eigefuͤgt: 

daß im Falle ſeines Ausbleibens in dem Schwoͤrungstermine angenom— 

men werde, er koͤnne oder wolle nicht ſchwoͤren, und daß hiernach das 

Weitere in dem Erkenntniſſe werde feſtgeſetzt werden. 

Bei der Aufnahme des Beweiſes durch den Eid iſt wie bei der Ab— 
nahme der Zeugeneide zu verfahren. 


§. 38. 


Das Gericht erkennt ſofort nach erfolgter Beweisaufnahme in derſelben 
Sitzung. Ausnahmsweiſe darf die Entſcheidung wegen Weitlaͤufigkeit der 
Sache bis zu einer ſpaͤtern Sitzung innerhalb der naͤchſten acht Tage ausge— 
ſetzt werden. 

Die Koſten des Verfahrens ſind in dem Erkenntniſſe demjenigen zur 
Laſt zu legen, welcher in der Hauptſache unterliegt. Hat der Klaͤger mehr ge— 
fordert, als ihm zuerkannt wird, ſo ſind die Koſten von beiden Theilen, nach 
einem billigen, dem Ergebniſſe des Rechtsſtreites entſprechenden Verhaͤltniſſe 
zu tragen. Saͤmmtliche Koſten koͤnnen dem in der Hauptſache Obſiegenden 
auferlegt werden, wenn dieſer die Annahme eines ihm mit Zuſtimmung des 
Gegners vorgeſchlagenen Vergleiches abgelehnt hat, demnaͤchſt aber durch das 
Erkenntniß nur ſoviel oder weniger, als ihm im Wege des Vergleichs ange— 
boten worden, erſtreitet. 

Das Erkenntniß iſt mit Beifuͤgung der Gruͤnde in das Sitzungsproto— 
koll aufzunehmen. Eine Ausfertigung deſſelben muß jedem von beiden Theilen 
nach den Beſtimmungen im F. 47. zugeſtellt werden. 


Vierter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen uͤber das Verfahren vor dem 
Vergleichs-Ausſchuſſe und vor dem Gewerbegerichte. 


H. 39. 

Die Ordnung der Sitzungen und der Geſchaͤftsfuͤhrung bei dem Ver— 
gleichsausſchuſſe und bei dem Gewerbegerichte ſoll durch ein Regulativ beſtimmt 
werden, welches von dem Gewerbegerichte zu entwerfen und der Regierung 
zur Genehmigung einzureichen iſt. 


$. 40. 

Die Sitzungen des Gewerbegerichtes ſind oͤffentlich. Saͤmmtliche bei 
der verhandelten Angelegenheit nicht betheiligte Perſonen muͤſſen ſich jedoch 
entfernen, ſobald dies vom Vorſitzenden nach dem Beſchluſſe des Gerichtes 
angeordnet wird. 8 

ol, 
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H. 41. \ 

Bei den Verhandlungen vor dem Vergleichsausſchuſſe und vor dem Ge— 
werbegerichte haben ſich die Betheiligten in den Schranken der Maͤßigung und 
der ſchuldigen Achtung zu halten, und in gleicher Art haben alle uͤbrige An⸗ 
weſende jede Stoͤrung der Verhandlungen zu vermeiden. Diejenigen, welche 
hiergegen verſtoßen, find von dem Vorſißzenden an ihre Pflicht zu erinnern, und 
wenn dieſe Ermahnung erfolglos bleibt, iſt der Vorſitzende befugt, die Entfer— 
nung des Ruheſtoͤrers zu veranlaſſen. Bei den Verhandlungen vor dem Ver— 
gleichsausſchuſſe hat das der Klaſſe der Arbeitgeber angehoͤrende Mitglied die 
Befugniſſe des Vorſitzenden. 

F. 42. 

Wer durch beleidigende Aeußerungen oder Handlungen die Ordnung 
waͤhrend der Verhandlungen vor dem Gewerbegerichte oder dem Vergleichs⸗ 
ausſchuſſe verletzt, kann durch einen Beſchluß des Gewerbegerichts oder des 
Vergleichsausſchuſſes mit Geldbuße bis zu fuͤnf Thalern oder mit Gefaͤngniß 
bis zu vier und zwanzig Stunden beſtraft werden. Gegen dieſen Beſchluß iſt 
kein Rechtsmittel zuläjfig. Die feſtgeſetzten Geldſtrafen ſind zur Gebuͤhrenkaſſe 
des Gewerbegerichtes einzuziehen. 

§. 43. 


Zur Guͤltigkeit der Urtheile und Beſchluͤſſe des Gewerbegerichtes iſt, je 
nachdem das Gericht aus fuͤnf, neun, dreizehn oder ſiebzehn Mitgliedern beſteht, 
die Anweſenheit von mindeſtens drei, fünf, ſieben oder neun Mitgliedern erfor⸗ 
derlich. Die Entſcheidungen und Beſchluͤſſe werden nach einfacher Stimmen- 
mehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. 

§. 44. 


Die Urſchriften der Erkenntniſſe und Beſchluͤſſe ſind von dem Vorſitzen— 
den und vom Gerichtsſchreiber, alle Ausfertigungen aber von Letzterem allein 
zu unterzeichnen. 

H. 45, 


Die Mitglieder des Gewerbegerichtes ſind verpflichtet, in denjenigen 
Rechtsſachen, bei welchen ſie perſoͤnlich betheiligt ſind, oder einer der Parteien 
Rath ertheilt haben, oder in welchen ſie als Zeugen vernommen werden, ſich 
jeder Mitwirkung zu enthalten. Dieſe Verpflichtung tritt auch in den Faͤllen 
ein, in welchen ein Mitglied mit einer Partei bis zum vierten Grade verwandt, 
7 ene oder 4 5 iſt, oder mit einer Partei in offenbarer Feind— 

aft lebt. 

Beſorgt eine Partei, daß ein ſolches Mitglied ſeiner vorſtehend erwaͤhn— 
ten Pflicht nicht nachkommen werde, ſo ſteht ihr frei, bei dem Vorſitzenden des 
Gewerbegerichtes darauf anzutragen, daß das betheiligte Mitglied von der 
Theilnahme an den betreffenden Verhandlungen und Beſchluͤſſen ausgeſchloſ— 
ſen werde. 1. 40 


Bei der Anberaumung der Termine iſt darauf zu ſehen, daß jede Sache 
(Nr. 3103.) in 
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in der naͤchſten, oder doch in derjenigen folgenden Sitzung zur Verhandlung 
kommt, zu welcher die Vorladungen noch rechtzeitig (F. 48.) zugeſtellt wer: 
den konnen. 

§. 47. 


Den am Orte des Gerichtes oder in deſſen naͤchſter Umgebung wohnen— 
den Parteien werden die Vorladungen durch den Boten des Gewerbegerichtes 
zugeftellt, welcher die Zuſtellung' zu beſcheinigen hat. 

Die entfernter wohnenden Parteien erhalten die Vorladungen koſtenfrei 
durch Vermittlung der Ortspolizei-Behoͤrde oder durch die Poſt. Der Nach— 
weis der Zuſtellung wird mit rechtlicher Wirkung durch die Beſcheinigung des 
ortspolizeilichen Beamten oder einen Poſtſchein gefuͤhrt, welcher außer der Em— 
pfangsbeſcheinigung des Empfaͤngers die Beſcheinigung eines vereideten Poſt— 
boten uͤber die gehoͤrig erfolgte Zuſtellung der Vorladung enthalten muß. 


§. 48. 


Wohnen beide Theile am Sitze des Gerichts, oder nicht weiter als drei 
Meilen von demſelben entfernt, ſo iſt die Vorladung rechtzeitig erfolgt, wenn 
zwiſchen dem Tage der Zuſtellung und dem anberaumten Termine Ein Tag 
vergangen iſt. Wohnt einer von beiden Theilen weiter entfernt, ſo muß die 
ebengedachte Zwiſchenzeit fuͤr jede weitere Entfernung innerhalb dreier Meilen 
um Einen Tag verlaͤngert ſein. 

$. 49. 

Erſcheint eine minderjaͤhrige oder eine andere Partei, welche nicht ſelbſt— 
ſtaͤndig vor Gericht auftreten kann, ohne ihren geſetzlichen Vertreter oder Bei— 
ſtand, ſo wird, wenn dieſer nicht am Orte wohnt, der Partei ein Beiſtand aus 
der Klaſſe der Gewerbetreibenden zugeordnet. Dieſer hat ruͤckſichtlich der Ver— 
tretung der betheiligten Partei vor dem Vergleichsausſchuſſe oder vor dem 
Gewerbegerichte dieſelben Befugniſſe und Obliegenheiten, wie der Vormund 
oder Vater. 

Die Zuziehung von Beiſtaͤnden, welche der Klaſſe der Gewerbetreibenden 
nicht angehoͤren, iſt nicht geſtattet. 


H. 50. 


Durch Bevollmaͤchtigte duͤrfen ſich die Parteien vor dem Vergleichs— 
Ausſchuſſe und vor dem Gewerbegerichte nur in den Faͤllen der Abweſenheit 
oder Krankheit vertreten laſſen. Die Bevollmaͤchtigten muͤſſen dem Gewerbe— 
ſtande angehoͤren oder mit den von ihnen Vertretenen bis zum vierten Grade 
einſchließlich verwandt oder verſchwaͤgert ſein, oder in deren Dienſt ſtehen, oder 
als Mitgenoſſen der Machtgeber bei den ſtreitigen Angelegenheiten betheiligt ſein, 
auch kann die Ehefrau ihren Ehemann vertreten. Andere Perſonen werden 
als Bevollmaͤchtigte nicht zugelaſſen. 

Vor der Zulaſſung zu den Verhandlungen hat jeder Bevollmaͤchtigte den 
ſchriftlichen Auftrag des Machtgebers nachzuweiſen. In Ermangelung dieſes 
Nachweiſes wird angenommen, daß fuͤr den Machtgeber Niemand erſchie— 


nen ſei. 
Fuͤn f⸗ 
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Fünfter Abſchnitt. 
Von den Rechtsmitteln. 


§. 51. | 


Gegen einen Kontumazialbeſcheid ſteht dem Verklagten das Rechtsmittel 
der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand (Reſtitution) offen. Daſſelbe muß 
innerhalb eines Zeitraumes von drei Tagen, nach dem Tage der Zuſtellung des 
Beſcheides, bei dem Gewerbegerichte ſchriftlich oder zu Protokoll angebracht 
werden; es muß eine vollſtaͤndige Beantwortung der Klage enthalten. 


§. 52. 

Ueber die Zuläffigfeit des Reſtitutionsgeſuches hat das Gericht zu be⸗ 
ſchließen. Der Beſchluß, daß dem Geſuche Statt zu geben ſei, iſt, mit Auf— 
hebung des Kontumazialbeſcheides, zu Protokoll zu vermerken. 

Die Parteien ſind in ſolchem Falle, unter abſchriftlicher Mittheilung des 
Beſchluſſes, zur weiteren Verhandlung mit der Verwarnung vorzuladen, daß 

a) wenn der Kläger in dem anberaumten Termine nicht erſcheine, die Akten 
auf ſeine Koſten wuͤrden zuruͤckgelegt werden; 

b) wenn der Verklagte nicht erſcheine, auf den Antrag des erſchienenen 
Klägers alle ſtreitigen, vom Verklagten angeführten, mit Beweismitteln 
nicht unlerſtuͤtzten Thatſachen für nicht angefuͤhrt, ſowie alle von dieſem 

vorzulegenden Urkunden fuͤr nicht beigebracht wuͤrden erachtet, alle vom 
Klaͤger angefuͤhrten Thatſachen aber, denen noch nicht ausdruͤcklich wi— 
derſprochen worden, als zugeſtanden, ingleichem die vom Klaͤger beige— 
brachten Urkunden als anerkannt wuͤrden angeſehen werden, und daß 
hiernach die weitere Entſcheidung ergehen werde. 


H. 53. 


Das Rechtsmittel der Neftitution findet innerhalb der im H. 51. ange⸗ 
gebenen Friſt auch gegen einen Beſcheid Statt, welcher bei Verſaͤumung des 
Termins zur Ableiſtung eines rechtskraͤftig erkannten Eides gegen den Ausge— 
bliebenen abgefaßt iſt. 

Zur Begruͤndung eines ſolchen Reſtitutionsgeſuches iſt das Erbieten zur 
Ableiſtung des Eides erforderlich. 

. §. 54. 

In wieweit gegen Erkenntniſſe und Beſcheide andere Rechtsmittel, als 
die Reſtitution ($$. 31 —53.), namentlich der Rekurs, die Appellation, die Re⸗ 
viſion und die Nichtigkeitsbeſchwerde Statt finden, iſt nach der in den verſchie— 
denen Landestheilen beſtehenden allgemeinen Prozeßgeſetzgebung zu beurtheilen. 

Jedoch entſcheidet uͤber den Rekurs und die Appellation das Handels— 
gericht oder, wo ein ſolches nicht beſteht, das Kreis- oder Stadtgericht des 
Bezirks. 55 f 

. 55. 


$ 
Die Erkenntniſſe und Beſcheide der Gewerbegerichte ſind ungeachtet der 
dagegen etwa zulaͤſſigen Rechtsmittel auf den Antrag des Klaͤgers ſogleich 
vollſtreckbar. f 
(Nr. 3103.) Jedoch 
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Jedoch treten hierbei nachſtehende Modifikationen ein: 

1) die Vollſtreckung des Perſonal-Arreſtes gegen den Verklagten iſt aus- 
geſchloſſen; 

2) der Verklagte hat die Wahl, ob er dem ergangenen Urtheile Genuͤge 
leiften oder eine vom Gericht feſtzuſetzende Kaution in baarem Gelde 
oder geldwerthen Papieren beſtellen will. Handelt es ſich im Prozeſſe 
um eine ſtreitige Sache oder Summe, ſo iſt der Verklagte befugt, die— 
ſelbe zum gerichtlichen Gewahrſam zu geben. 


Sechſter Abſchnitt. 


Stempel und Gebuͤhren. 
$. 36. 

Die Verhandlungen uͤber die vor dem Vergleichs-Ausſchuſſe oder vor 
dem Gewerbegericht zu Stande gekommenen Vergleiche und deren Ausferti— 
gungen ſind ſtempelfrei. 

An Gebühren für das Verfahren vor dem Vergleichs-Ausſchuſſe ſoll 
zur Gebuͤhrenkaſſe des Gewerbegerichts ein Pauſchquankum von fuͤnf bis zu 
funfzehn Silbergroſchen erhoben werden. n 


H. 57. 

Fuͤr das gerichtliche Verfahren vor dem Gewerbegerichte iſt zur Kaffe 
des a ee ein Pauſchquantum von 15 Sgr. bis zu 5 Rthlr. 
u erheben. 

: In Anſehung der Stempel kommen die allgemeinen Vorſchriften zur 


Anwendung. 
Schlußbeſtim mungen. 


§. 58. 


Alle dem vorſtehenden Geſetze entgegenſtehenden allgemeinen und beſon— 
deren geſetzlichen Beſtimmungen werden hierdurch aufgehoben. 


$. 39. 

Soweit in dieſem Geſetze nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, kommen in 
den, den Gewerbegerichten uͤberwieſenen Rechts angelegenheiten die allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 9. Februar 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. von der Heydt. 
Fuͤr den Finanz- Minifter: 
Kuͤhne. a Gr. v. Buͤlow. 
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